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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das Jahr

2010 neigt
sich dem
Ende entge-
gen. Rückbli-
ckend darf
man wohl sa-
gen, es hat
sich Einiges,
teilweise Be-
wegendes,
getan. Bürge-

rinnen und Bürger zeigten in den
vergangenen Monaten immer deut-
licher, dass sie mit den Entscheidun-
gen der gewählten Volksvertreter
nicht einverstanden sind. Sie gingen
auf die Straße und demonstrierten
offen gegen z.B. Castor-Transporte,
den Rücktritt vom Atomausstieg
oder Bauvorhaben wie Stuttgart 21.
Diese Entscheidungen der Politik
wollen sich Tausende einfach nicht
mehr gefallen lassen. Während
Theo Sarrazin mit seinem Buch
„Deutschland schafft sich ab“ für
eine neue Integrationsdebatte in
Deutschland sorgt, sorgen sich Mer-
kel und Co leider mehr über das
Umfragetief ihrer jeweiligen Partei
und verstärken damit bei vielen Bür-
gern das Unverständnis für Ihre po-
litischen Entscheidungen.

Gut, dass es die GdP gibt

In Hessen verlässt der Bezirks-
gruppenvorsitzende Rolf Büttner lei-

der viel zu früh die menschliche
Welt, Ex-Ministerpräsident Roland
Koch wird Vorstandsvorsitzender
des Baukonzerns Bilfinger & Berger,
Volker Bouffier wird Ministerpräsi-
dent, Boris Rhein unser neuer In-
nenminister und LPP Norbert Nede-
la wird endlich entlassen. Auf die
eine Nachricht reagierten viele sehr
betroffen und bei der anderen wa-
ren sehr viele sehr erfreut. Roland
Koch: Ich bin dann mal weg! In der
hessischen Polizei findet ein Polizei-
präsidenten-Karussell statt. Erst-
mals wird das HLKA von einer Frau
geführt und alsbald Ziel von Ermitt-
lungen. Nur Südhessen bleibt zu un-
serer Zufriedenheit unberührt von
diesem Karussell.

Der Personalengpass bzw. der
Personalmangel macht sich auch im
höheren Dienst bemerkbar, so dass
auch dort einige vakante Stellen
nicht besetzt werden können. Die
Nachwuchsgewinnung für den Hö-
heren Dienst läuft glücklicherweise
auf vollen Touren. Zwischenzeitlich
haben einige Polizeipräsidenten,
entgegen ihrer früheren schwachen
Einschätzung (Stichwort Postkarten-
aktion) wieder den Weg zurück zur
Realität und ihrer Verantwortung
gefunden und erkennen den tag-
täglich herrschenden Personalman-
gel. Die Folgen der früheren Fehl-
einschätzung werden nach meiner
Meinung allerdings kaum jemals

wieder gut zu machen sein. Heute
wie damals denke ich, dass sich hier
Führungskräfte zu dieser Aussage
haben hinreißen lassen, die allen
Polizeibeschäftigten geschadet hat.
Gut, dass es die GdP gibt!

Verantwortung übernehmen

Mit dem Tod meines gewerk-
schaftlichen Ziehvaters Rolf Büttner
stand und steht die Bezirksgruppe
Südhessen vor einer neuen Heraus-
forderung, die es in den kommen-
den Monaten und Jahren zu meis-
tern gilt. Die Neubesetzung der
Position des Vorsitzenden wird Ver-
änderungen mit sich bringen, die
wir gemeinsam angehen werden.
Ich freue mich über das mir durch
den Vorstand entgegengebrachte
Vertrauen, das mich letztlich über-
zeugte, Rolfs Nachfolge anzutreten.

Neue Verantwortung zu überneh-
men bedeutet für mich auch, alte
abzugeben. Mit der Entscheidung,
den BZG-Vorsitz zu übernehmen,
beschloss ich gleichzeitig, mein Amt
als Landesjugendvorsitzender zur
Verfügung zu stellen und Platz zu
machen für jüngere Kolleg/innen
mit neuen spannenden Ideen. Ich
bin kein Freund von Ämterhäufung
und sehe mit Freude, dass die GdP,
insbesondere in der JUNGE GRUP-
PE, über viele motivierte junge Kol-
legen/innen verfügt, die sich für Ge-

Antonio Pedron

Der Vorstand der Bezirksgruppe Südhessen,

die Redaktion des Polizei-Reports Südhessen

und die Verlagsleitung wünschen

allen Mitgliedern, Lesern und Inserenten

ein harmonisches Weihnachtsfest

und ein glückliches und erfolgreiches Neues Jahr 2011.
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werkschaftsarbeit interessieren und
dafür begeistern lassen.

Ich freue mich sehr auf die Zu-
sammenarbeit mit den Kreisgrup-
penvorständen, insbesondere mit
deren Vorsitzenden Michael Ma-
jewski (Bergstraße), Reinhardt Witt-
ke (Darmstadt-Dieburg), Thomas
Walther (Odenwald) und Jörg Hart-
weck (DV/S). Gemeinsam mit dem
Personalratsvorsitzenden Michael
Schweikert und seiner Stellvertrete-
rin Annerose Meierewert wollen wir
nicht nur Akzente setzen, sondern
auch bewegen und begeistern.

Mich begeistert die Stärke und
Größe der GdP. Fast 12.000 Mit-
glieder in Hessen können nicht ir-
ren! Ich bin überzeugt, dass die Poli-
zei eine große und starke
Gewerkschaft braucht um in der Po-
litik und bei der Bevölkerung zu-
kunftsfähig zu bleiben. Der Deut-

sche Gewerkschaftsbund (DGB) ge-
währleistet mit über fünf Millionen
Mitgliedern, dass die Belange von
Beschäftigten in Deutschland vertre-
ten werden, unabhängig ihrer Tä-
tigkeit. Jedes GdP-Mitglied muss
wissen, dass es bei uns sehr gut auf-
gehoben ist. Wir als GdP müssen
uns wahrlich nicht verstecken. Wir
nehmen unsere Aufgabe ernst und
melden uns, wenn es einmal nicht
rund läuft, als Personalrat oder
GdP, laut und deutlich zu Wort.

Frohe Weihnachten

Wir, der BZG-Vorstand mit seinen
KG-Vorsitzenden, haben dieses
Jahr für jedes Mitglied südhessen-
weit ein kleines einheitliches Weih-
nachtspräsent beschafft, das wir
euch als Annerkennung für eure
Treue schenken. Taschenkalender
und Kalender für Büroräume wur-

den bereits per Post bzw. über die
KG-Vorsitzenden verteilt.

Ich bedanke mich bei allen für die
außerordentliche Unterstützung in
den vergangenen Monaten. Ein be-
sonderer Dank gilt meiner Dienst-
gruppe A in Rüsselsheim und mei-
ner „Jugendsekretärin“ von der
Landesgeschäftstelle, Ruth Brunner,
die mein gewerkschaftliches Enga-
gement und meine personalrätliche
Tätigkeit voll und ganz unterstützen.
Abschließend bitte ich euch mit
mir/mit uns in Kontakt zu treten,
wenn „der Schuh mal drückt“. Lob,
Kritik oder Anregungen nehmen wir
gerne entgegen.

Ich wünsche euch und euren Lie-
ben ein gesegnetes und geruhsa-
mes Weihnachtsfest, einen guten
Rutsch und für das Jahr 2011 viel
Gesundheit und Zufriedenheit.

Antonio Pedron

Telefonieren bis der Digitalfunk kommt
Hessen liefert mittlerweile das kostenlose GdP-Phone 2.0 an die Mitglieder
Handys oder Mobiles, wie die

schnurlosen Telefone im Ausland
genannt werden, hat heutzutage
fast jeder. Jeder hat meist auch ei-
nen mehr oder weniger individuel-
len, auf ihn zugeschnittenen Ver-
trag. Seit zwei Jahren verkauft das
Sozialwerk der Polizei Sachsen
(Wirtschaftsunternehmen der GdP
Sachsen) aber ein so genanntes
„GdP-Phone 2.0“, mit dem Betriebs-
netz von Vodafone. Neu hinzuge-
kommen ist jetzt die Drillisch Tele-
com GmbH als unabhängiger
Mobilfunkprovider. (Ein Provider ist
ein Wiederverkäufer von Netzkapa-
zitäten und –diensten). Mit diesem
Angebot, gültig für zwei Jahre, soll
den GdP-Mitgliedern der dienstliche
Alltag erleichtert werden. Kündi-
gungen sind möglich über
gdp-phone-shop.de nach drei bzw.
sechs Monaten.

Ein wenig humorvoll hat das Poli-
zeisozialwerk Sachsen aufgelistet:
„Wir bewegen was“! Bewegt werden
327 Kilo SIM-Karten, 4,9 Tonnen
Handys und Zubehör, 1,6 Tonnen
Papier. Das alles entspricht dem Ge-
wicht von zwei Elefanten. Wer also
ein GdP-Phone 2.0 bestellt, bestellt
sich ein Stückchen Elefant.

Anträge für GdP-Phones über
die Kreisgruppen

Nunmehr hat auch Hessen be-
gonnen mit der Umsetzung. Alle Be-
zirksgruppen erhielten Umschläge
mit Informationen für jedes einzelne
Mitglied und jedes Mitglied kann
sich ein GdP-Phone 2.0 bestellen.
Die Mitnahme der seitherigen Tele-
fonnummer ist nicht möglich. Jeder
Besteller bekommt mit seiner
SIM-Karte auch eine neue Telefon-

nummer. Kolleg/innen, die bereits
ein GdP-Phone 2.0 haben, sind be-
geistert. „Es funktioniert prima“, ha-
ben sie gemailt. Es wird keine
Grundgebühr verlangt und kein
Mindestumsatz. Jeder Anmel-
der/jede Anmelderin bekommt für
sich eine SIM-Karte und er/sie kann
Partnerkarten für seine/ihre Familie
bestellen. Eine Partnerkarte kostet
einmalig fünf Euro Bearbeitungsge-
bühr. Die muss gesondert auf ein
bestimmtes Konto überwiesen wer-
den. Verbunden mit dem Vertrag ist
eine Flatrate in das deutsche Fest-
netz und eine Flatrate im
GdP-Phone 2.0-Netz. Damit kann
man kostenlos ins Festnetz telefo-
nieren, mit allen Partnern, aber
auch kostenlos mit allen
GdP-Mitgliedern, die ein solches
Handy haben. Dieses Telefon ist na-
türlich auch frei geschaltet für alle
Netze und kann sofort benutzt wer-
den wie jedes andere Handy auch.
Eine Rechnung gibt es nur über die
Gebühren, die außerhalb der Fla-
trates entstehen, wenn ein Betrag
von mindestens 10 Euro aufgelau-
fen ist. Rechnungen können nur im
Abbuchungsverfahren bezahlt wer-
den und nur von dem GdP-Mitglied,

Ausladen der Kisten mit den GdP-Phone-Um-
schlägen für die Mitglieder, v.l., Toni Pedron,
Sachsens Geschäftsführer Uwe Kleine, Tho-
mas Walter. nw
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das die ursprüngliche SIM-Karte
und die Partnerkarte/n bestellt hat,
nicht von irgendeinem anderen Mit-
glied/Partner. Innerhalb des Voda-
fon-Mobilfunknetzes kostet ein An-
ruf 0,11 Euro pro Minute, in andere
Netze 0,29 Euro p/min. Zusätzlich
kann man sich beim Sozialwerk
Sachsen auch ein Handy bestellen
oder das GdP-iPhone mit allen Lei-
stungen des GdP-Phones und zu-
sätzlicher Handysurfflat. Wer seine
Mitgliedschaft in der GdP kündigt,
dessen Telefon wird sofort gesperrt.

Handys gibt es anderswo auch
billiger

Einige unserer Mitglieder haben
schon Preisvergleiche angestellt.
Die Handys sind nicht unbedingt
billiger als anderswo. Das ist aber
auch nicht der Anspruch des Sozial-
werks Sachsen, wie Geschäftsführer
Uwe Kleine bei der Präsentation des
Angebotes im Rahmen einer Lan-
desvorstandssitzung sagte. Weitere
Fragen, kostenlos vom GdP-Phone,
werden unter der Telefonnummer
035204/68755 beantwortet. Man
kann auch eine Mail senden an .
Wer sein Handy verliert, kann es
sperren lassen unter der Telefon-

nummer 01525-6119110. Das
kostet 18,47 Euro.

Das GdP-Phone 2.0 wird bezahlt
durch Telefonieren. Es nützt nichts,
wenn man eine SIM-Karte bestellt
und diese dann nicht frei schalten
lässt. Ob dieses Telefon im Einzelfall
notwendig und nützlich ist, muss je-
des Mitglied für sich persönlich prü-
fen. Das gilt natürlich auch für alle
Pensionär/innen. Zuständig für
Hessen ist Peter Wittig, zu erreichen

über die GdP-Geschäftsstelle in
Wiesbaden, Telefon 0611-992270
oder über seine Dienstnummer
0611-3454109. Im Internet der
GdP- Hessen (interner Bereich) wird
eine Datenbank mit den Telefon-
nummern aller Phones erstellt, da-
mit man auch weiß, mit wem man
kostenlos telefonieren kann. Es wer-
den keine Nummern der Partner-
karten eingestellt. Im internen Be-
reich sind auch alle Informationen
über das GdP-Handy eingestellt. nw

Mit einem Weinpräsent bedankten sich Jörg Bruchmüller, links, und Peter Wittig, rechts, bei Uwe
Kleine und Susann Sanders von der GdP-Sachsen für die Präsentation des GdP-Phones 2.0. nw

Pensionierung – die Zweite!
Ferrari-Fan Berthold Schäfer feierlich verabschiedet

Ende September war es soweit:
POK Bertold Schäfer wurde in sei-
nen wohlverdienten Ruhestand ver-
abschiedet und das nicht zum ersten
Mal!

Aufgrund seines damaligen Ge-
sundheitszustandes wurde unser lie-
ber Kollege Bertold das erste Mal
vor sechs Jahren in den Ruhestand

versetzt. Doch es dauerte nicht lan-
ge, da hatte er seinen Zustand
wieder stabilisiert. Und von nun an
setzte er alle Hebel in Bewegung,
um weiterhin seinen Dienst bei der
hessischen Polizei zu versehen. Auf-

grund seines hartnäckigen und wil-
lensstarken Auftretens schaffte er es
schließlich im August 2008 seine
zweite polizeiliche Karriere zu be-
ginnen. Als „waschechter“ Biebe-
sheimer hat es ihn sicherlich gefreut,

Berthold Schäfer ging zwei Mal in Pension. HO

Dienststellenleiter Walter Klanitz, rechts, überreichte Berthold Schäfer die Pensionsurkunde.
stes
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nun Angehöriger der PSt Gerns-
heim zu sein und ab sofort auch in
seinem Heimatort für „Recht und
Ordnung“ zu sorgen.

Schäfer war nichts zuviel

In den Jahren zuvor hatte Bertold
seinen Dienst in Darmstadt und seit
1979 in Pfungstadt versehen. So lie-
ßen es sich seine ehemaligen Kolle-
gen aus Pfungstadt auch nicht neh-
men, bei der Verabschiedung in der
„Rheinhalle“ in Biebesheim dabei
zu sein. Rainer Hensler, damaliger
Dienstgruppenleiter, sprach unse-
rem Pensionär seinen Dank aus und
überreichte ihm im Namen der
Pfungstädter Kollegen ein kleines
Präsent. Sowohl der Dienststellen-
leiter der PSt Gernsheim, Walter

Klanitz, als auch der Vorsitzende
des Personalrats, Michael Schwei-
kert, skizzierten in einer ehrenvollen
Rede den beruflichen und privaten
Werdegang unseres langjährigen
Kollegen. Besonders erwähnens-
wert waren hierbei das Engagement
und die wertvolle Unterstützung von
Bertold Schäfer in seinen 40 Jahren
bei der hessischen Polizei. „Bertold
Schäfer zeichnete sich schon immer
durch seine kameradschaftliche Art
aus. Ihm war nichts zu viel, im Ge-
genteil, er ließ es sich nicht nehmen,
auch am Fischerfesteinsatz in die-
sem Jahr teilzunehmen“, so Walter
Klanitz. Auch sein aktueller Dienst-
gruppenleiter, Andreas Kröller,
sprach dem Neu-Pensionär im Na-
men seiner Dienstgruppe einen be-
sonderen Dank aus.

Fan von Eintracht Frankfurt und
Ferrari

Nach den Reden wusste jeder,
dass unser Bertold ein treues Mit-
glied der GdP und ein leidenschaft-
licher Eintracht- und Ferrari-Fan ist.
Die Krönung der netten Worte wa-
ren schließlich ein Geldpräsent in
Ferrari-Design und eine Unterschrif-
tensammlung von seinen Idolen der
Eintracht Frankfurt. Bertold Schäfer
geht nach eigenen Worten „mit ei-
nem lachenden und einem weinen-
den Auge“ in seinen wohlverdienten
Ruhestand. Wir wünschen ihm alles
Gute, Gesundheit und viel Glück für
seinen weiteren Lebensweg.

stes

Das glückliche Ende für Groß-Gerau
Polizeikicker besiegten AH der TSG Mörfelden-Walldorf

Ende September wurde im Rah-
men der Öffentlichkeitsarbeit ein
Fußballfreundschaftsspiel zwischen
den „Alten Herren“ der TSG Worfel-
den und einer Auswahlmannschaft
der Polizeistation Groß-Gerau aus-
getragen. Auf dem Kunstrasenplatz
und unter Flutlicht entwickelte sich,
nach etwas verhaltenem Beginn, ein
flottes Spiel, wobei zunächst die Ab-
wehrreihen dominierten. Die Mann-
schaft der PSt Groß-Gerau, unter-
stützt durch zwei Nachwuchskicker-
söhne von Kollegen, die das Durch-
schnittsalter doch erheblich senk-
ten, konnte bis zur Halbzeit diesen
Altersvorteil nutzen und einen
2:0-Vorsprung herausspielen. Nach
der Halbzeit konnten die Alten Her-

ren der TSG Worfelden zunächst
nicht verhindern, dass das Team
der PSt GG auf 3:1 davonzog, zeig-
ten anschließend aber Moral und

konnten bis zum 3:3 ausgleichen.
Die letzten Minuten des von einem
offiziellen Schiedsrichter geleiteten
Spieles, waren geprägt von zahlrei-
chen Torchancen auf beiden Seiten.
Das etwas glücklichere Ende, nach
Meinung von einigen Zuschauern
auch verdiente Ende, hatte die PSt
Groß-Gerau, die das Match mit 5:4
für sich entscheiden konnte. In die
Torschützenliste konnten sich zwei
Mal M. Klein und, mit jeweils einem
Tor, A. Schumacher sowie B. und D.
Schmalbach (Foulelfmeter) eintra-
gen. Bei der Nachbesprechung und
Analyse des Spieles waren sich bei-
de Mannschaften sehr schnell einig,
ein solches Spiel in nicht allzu ferner
Zukunft erneut austragen zu wollen.

U. Köhler

Ein spannendes Spiel lieferten sich die Teams der AH von Mörfelden-Walldorf und der PSt
Groß-Gerau (mit Fraport-Trikot). uk

Das Team der PSt Groß –Gerau, obere Reihe, v.l., M. Winter, B. Schmalbach, D. May, M. Klein, A.
Schumacher, S. Loosen, M. Ansorge, untere Reihe, F. Frey, R. Badstieber, D. Schmalbach, G. Frey, J.
Metzler, P. Grube, U. Köhler. uk
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Jahreshauptversammlung 2010 der Kreisgruppe
Groß-Gerau

Die Jahreshauptversammlung
2010 der Kreisgruppe Groß-Gerau
fand am Freitag, 21.10.2010 in der
Gaststätte „Zur Krone“ in Rüssels-
heim-Königstädten statt. Wie bei je-
der Jahreshauptversammlung wur-
den die langjährigen und treuen
Mitglieder geehrt. Die Kreisgruppe
hat hierzu im September mit der
GdP- Phone- Post postalisch und in
der letzten Ausgabe des Poli-
zei-Reports eingeladen. Die zu eh-
renden Mitglieder wurden geson-
dert eingeladen.

Jörg Bruchmüller, Landesvorsit-
zender der GdP Hessen, nahm ger-
ne die Einladung des Kreisgruppen-
vorstandes an und kam als
Gastredner. In einer knappen Stun-
de gab Jörg Bruchmüller einen um-
fassenden Bericht aus der aktuellen
politischen und gewerkschaftlichen
Lage ab. Anschließend stand er für
Fragen von Mitgliedern zur Verfü-
gung. Einige Themen wurden kri-
tisch diskutiert. Es gefiel ihm sehr
gut bei uns daher blieb er bis zum
Ende und fuhr anschließend gegen
21:30 Uhr zurück nach Eschwege.

Die Ehrungen von 11 Mitgliedern
lagen mir besonders am Herzen.
Leider konnten einige urlaubs- oder
krankheitsbedingt nicht teilnehmen.

Alle Ehrenmitglieder wurden per-
sönlich eingeladen.

Der Höhepunkt war die Ehrung
unseres Kollegen und Pensionär

Philipp Schmidt der seit 1960 Mit-
glied der GdP Hessen ist! Das ist
mehr als man sich vorstellen kann!

Unser Kollege Armin Kleditz, der
ebenfalls 50 Jahre Mitglied der GdP
war, lies sich entschuldigen. Neben
ihm befanden sich einige andere
Ehrenmitglieder im Urlaub, so dass
sie bei der Ehrung fehlten. Selbst-
verständlich wird das nachgeholt.

Durch den Vorstand wurde ein
Rechenschafts- und Kassenbericht
des vergangen Jahres abgelegt, so
dass jeder wusste, was die Kreis-
gruppe geleistet hat. Wir unterstütz-
ten die Mountainbiketour, die Kart
Cup Veranstaltung, das Pensionärs-
treffen der PD Groß-Gerau u. v. m.
Besonders in Erinnerung dürfte vie-
len Mitgliedern noch die Bade-
salz-Theateraufführung in Erinne-
rung geblieben sein.

Die Kreisgruppe Groß-Gerau hat
einen steten Mitgliederzuwachs,
worüber wir uns sehr freuen. Insge-
samt waren 27 Kolleginnen und
Kollegen anwesend. Die Kassen-
prüfung erfolgte durch unser
GdP-Mitglied und dem
Groß-Gerauer IPA- Vorsitzenden
Rudi Janßen und GdP-Mitglied Steffi
Rinne. Sie beantragten die Entla-
stung des Vorstandes.

Der Vorstand wurde durch die
anwesenden Mitglieder entlastet.

Für ihre über 50 jährige
Mitgliedschaft wurden geehrt:

Armin KLEDITZ und Philipp
SCHMIDT

Für ihre über 40 jährige
Mitgliedschaft wurden geehrt:
Dieter RAUSCHKOLB, Hans Hel-
mut LAMB, Wolfgang KOECK

Für ihre über 25 jährige
Mitgliedschaft wurden geehrt:
Michael DIETZ, Hubert OFEN-
LOCH, Roland SCHNEIDER, Ste-
phan LOOSEN, Harald REUTHER,
Peter WEICHEL

Unser langjähriges Vorstandsmit-
glied Karl Will wurde an diesem
Abend für sein 40-jähriges Dienstju-
biläum geehrt.

Die Kreisgruppe möchte noch-
mals bekannt geben, dass in Zu-
kunft sämtliche Veranstaltungster-
mine per Dienstmail versandt, an
den grünen Wänden oder im Polizei
Report veröffentlicht werden.

Unsere Pensionäre werden
grundsätzlich über die Publikation
Polizei Report und Deutsche Polizei
informiert. In Ausnahmefällen wer-
den wir dazu schriftlich einladen.

Möchte sich jemand im Kollegen-
kreis aktiv an der Gewerkschaftsar-
beit beteiligen, dann sprecht uns
gerne einfach an! Wir benötigen
insbesondere aktive Pensionäre die
uns bei der Einsatzbetreuung unter-
stützen.

Antonio Pedron
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Urgestein der Darmstädter Polizei
Paul Beuler feierte seinen 91. Geburtstag

Am 29. September feierte Paul
Beuler im Kreise seiner Familie sei-
nen 91. Geburtstag. Er ist ein Urge-
stein der Darmstädter Polizei und
hält noch heute regen Kontakt zu
seiner alten Dienststelle.

Kreisgruppenvorsitzender Rein-
hard Wittke und Franz Possmann
von ZK41 besuchten Paul Beuler im
Altenwohnheim. Er lebt dort seit ein
paar Jahren mit seiner Frau, die sich
an diesem Tag den Arm gebrochen
hatte und im Krankenhaus versorgt
werden musste.

Als persönlichen Trostspender
überreichte Reinhard Wittke dem
hoch betagten Jubilar einen Teddy-

bär der GdP, über den er sich sicht-
lich freute. Bei Kaffee und Kuchen
und mit einem Glas Sekt feierte er
seinen Jubeltag im Kreis von Ver-
wandten und Freunden.

Wir wünschen ihm und seiner lie-
ben Frau für die Zukunft alles Gute,
vor allem viel Gesundheit und dass
er weiterhin so regen Kontakt mit
seinen ehemaligen Kollegen des Er-
kennungsdienstes hält.

RW

Trotz seiner 91 Jahre ist Paul Beuler noch
recht rüstig. RW

PP Gosbert Dölger 40 Jahre im Dienst
Sichtlich überrascht war Polizei-

präsident Gosbert Dölger, als ihm
der Personalratsvorsitzende Micha-
el Schweikert im Anschluss an eine
Besprechung am 3. Oktober zu sei-
nem 40-jährigen Dienstjubiläum
gratulierte. Fast hätte er diesen Ter-
min, nach eigenen Angaben, selbst
vergessen.

Den Großteil seiner Dienstzeit
absolvierte er allerdings in verschie-
denen Funktionen bei der bayri-
schen Polizei. In seiner Laufbahn
war PP Dölger als Polizeibeamter in
vielfältigen Funktionen und Tätig-
keiten eingesetzt. Hierzu gehörte

auch die Verwendung als verdeckter
Ermittler. Zuletzt war er in Bayern
Leiter der PD Aschaffenburg.

Erst im Jahr 2003 wechselte PP
Dölger als Präsident zum Polizeiprä-
sidium Südhessen. In der Zusam-
menarbeit mit dem Personalrat und
den Beschäftigten hat sich PP Dölger
als verbindlicher Gesprächspartner
erwiesen.

Mit ihm könne man auch Kom-
promisse schließen, meinte Michael
Schweikert.

ms
Personalratsvorsitzender Michael Schwei-
kert, links, gratulierte PP Gosbert Dölger zum
40jährigen Dienstjubiläum. ms

Nachzüglerbeförderungen

Der Beförderungstermin 1. Okto-
ber konnte in diesem Jahr bereits
am 10. September fast endgültig
abgehakt werden. Erst einige Tage

vorher
stand fest,
wie viele
Beförde-
rungsur-
kunden zur
A 10 über-
haupt
noch aus-
gehändigt
werden
konnten.

Dies steht immer in Abhängigkeit
von Hinzu- bzw. Wegversetzungen
zum Versetzungstermin, aber auch
von der Verlängerung von Elternzei-

ten und vielen anderen Personal-
maßnahmen, die einen Einfluss auf
den Stellenplan des PP Südhessen
haben. Es war dann sehr erfreulich,
dass auch die nachträglich ausge-
schriebenen Beförderungen, die un-
ter dem Vorbehalt der stellenplan-
mäßigen Verfügbarkeit standen,
letztlich mit Wirkung zum 1. Okto-
ber ausgesprochen und die Urkun-
den ausgehändigt werden konnten.
Unser Bild zeigt, v.l., Daniel Ihrig,
Bianca Spehr, Sebastian Kirchner,
PP Dölger, Thomas Wyrchowy, Ka-
tharina Müller, Sebastian Schaffra-
nek, Gerhard Skora.                 ms
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Dienstjubiläum

Zu einer gemeinsamen Veran-
staltung hatte die Behördenleitung

des PP Südhessen die Jubilare mit
40 und 25 Dienstjahren (unser Bild)

bereits Ende September in den Vor-
tragssaal des Polizeipräsidiums
eingeladen. Polizeipräsident Gos-
bert Dölger und der Personalrats-
vorsitzende Michael Schweikert be-
dankten sich bei den langjährigen
Mitarbeitern für die gute Zusam-
men- arbeit und wünschten den Ju-
bilaren auch für die Zukunft alles
Gute. Nachdem der Präsident die
Urkunden überreicht hatte, gab es
vom Personalrat noch ein Weinprä-
sent.                                        ms

Krankenbesuch bei Dieter Ferger
Ein Polizeiteddy soll die Genesung vorantreiben

Zusammen mit dem Personal-
ratsvorsitzenden Michael Schwei-
kert übermittelte Vorstandsmitglied
Friedrich Rindfleisch dem Kollegen
Dieter Ferger die besten Gene-
sungswünsche der GdP Kreisgrup-
pe Bergstraße bei einem Besuch im
Krankenhaus Heppenheim. Dabei
überreichten sie ihm auch als klei-
nes Dankeschön für seine langjähri-
ge Treue zur GdP einen Polizeiteddy.
Sein Anblick solle helfen, die Gene-
sung zu beschleunigen.

Dieter Ferger plagte sich schon
seit längerer Zeit mit Hüftbeschwer-
den, die ihm natürlich auch seine
Arbeit als Kfz-Handwerker in der

Werkstatt des PP Südhessen nicht
leicht gemacht haben. Nun war
aber kein Aufschub mehr möglich,
so dass ein neues Hüftgelenk einge-
setzt werden musste. Dieser Kran-
kenbesuch erfolgte zu einem Zeit-
punkt, da sich Dieter Ferger noch
offiziell im Dienst befand. Nach sei-
ner hoffentlich baldigen Genesung
ist er schon in der Freistellungspha-
se der Altersteilzeit. Auch für diesen
neuen Lebensabschnitt wünschten
beide Vorstandsmitglieder dem an-
gehenden „ATZ’ler“ alles erdenklich
Gute. Viele Hobbys, unter anderem
auch die Enkelkinder, werden in der
Zukunft auf jeden Fall keine Lange-
weile aufkommen lassen.          ms

Friedrich Rindfleisch überreichte dem ange-
henden „ATZ’ler“ Dieter Ferger im Kranken-
haus einen Polizeiteddy. ms

Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Delegation der Südhessen-GdP bei der Demo in Wiesbaden

Vor der hessischen Staatskanzlei
am Kochbrunnen in Wiesbaden tra-
fen sich Anfang September Ange-
hörige der DGB-Gewerkschaften
GEW, GdP, Verdi und IG BAU unter
dem Motto „Ebe langt’s“, um gegen
die geplante Anhebung des Pen-
sionseintrittsalters zu demonstrie-
ren. Etwa 500 Landesbeamte aus
den Bereichen Lehramt, Polizei,
Forst, Feuerwehr und Justiz hatten
die Gelegenheit genutzt, dort ihrem
Unmut Luft zu machen. Auch eine
große Anzahl von GdP-Vertreter/in-
nen gehörte dazu. Die südhessische
GdP war mit gut einem Dutzend
Kolleg/innen vertreten. Fahrge-
meinschaften führten die Gruppe
vor den neuen Arbeitsplatz des vor-

maligen hessischen Innenministers
Volker Bouffier, der zu dieser Zeit
gerade seine erste Regierungserklä-

rung als neuer Ministerpräsident im
nahen Landtag vortrug.

Gut vertreten waren die südhessischen GdP-Mitglieder bei der Demo in Wiesbaden. vf
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Vor der Demo wurde die Gruppe
in der Landesgeschäftsstelle der
GdP in der Wilhelmstraße „aufge-
rüstet“. Schilder, Fahnen und Tril-
lerpfeifen lenkten die Aufmerksam-
keit von Bevölkerung und Medien
auf unser Anliegen.

Der Hauptredner Jochen Nagel
(GEW) zeigte auf, dass schon jetzt
wenige Lehrer bis zur Pension arbei-
ten können. Weitere Sprecher der
Gewerkschaften stellten bildhaft
vor, was die Anhebung des Pen-
sionseintrittsalters für die einzelnen
Berufsgruppen bedeutet. Die Anhe-
bung der Altersgrenze bedeute un-
ter anderem auch, dass weniger
junge Kräfte eingestellt würden. Der
GdP-Landesvorsitzende Jörg Bruch-
müller veranschaulichte die zu er-
wartenden Schwierigkeiten eines
Streifenteams kurz vor dem Pen-
sionsalter, das zu Fuß einem Straftä-
ter „nacheilt“. Auch die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf leide
unter einer eventuellen Neurege-

lung. Ich will auch noch von einem
persönlichen Eindruck berichten.
Mir schien es, dass diejenigen, die
in erster Linie von der Altersgren-
zenanhebung betroffen wären, die
„jüngeren“ Beamt/innen, auffal-

lend wenig in Wiesbaden vertreten
waren. Deshalb meine Frage: Ist es
euch egal, wenn ihr zwei Jahre län-
ger arbeiten müsst?

Volker Fischer

Seniorenpräsident Wilfried Seibel und Uschi Hess, zwei echte Demonstranten. vf

Ein Unikat, aber kein Unikum
Henning Möller: Eine Konstante geht von Bord

60 Jahre ist er jetzt alt geworden
und die Hälfte seines beruflichen Le-
bens, nämlich 30 Jahre, hat Hen-
ning Möller, bekannt als „HEMÖ“
im Hauptpersonalrat der Polizei in
Wiesbaden verbracht, davon 22
Jahre als Vorsitzender. Insgesamt
war er bis dahin 43 Jahre im Polizei-
dienst und hat es bis zum Polizeirat

geschafft. Zehn Dienststellenleiter
und sechs Staatssekretäre hat er da-
bei kennen und zum Teil auch
schätzen gelernt.

Seinen Lebenslauf haben Peter
Wittig und Henning Möllers Nach-
folger, Jens Mohrherr, in einer Son-
derausgabe des „Polizei-Report“
zusammengefasst und darin viele
seiner Mitstreiter aus früheren Zei-
ten zu Wort kommen lassen. Hen-
ning Möller fasste diese Zeit in etwa
so zusammen: „Da hat der Bern-
hard Langer gesagt: Machs doch
Mal für eine Periode. Ich arbeite
Dich auch ein. Das Einarbeiten be-
stand darin, dass er mir die Tür zum
HPR-Büro aufmachte, angefüllt mit
Akten und Tonträgern aller
HPR-Sitzungen, angefertigt von
Horst Küken. Dann verschwand er
und ward eigentlich nie mehr gese-
hen“.

Offenbacher Bub

Henning Möller ist ein „Offenba-
cher Bub“ und in der Stadt Offen-
bach hat er Ende der Siebzigerjahre
auch seinen Einzeldienst begonnen.
Es war die Zeit, die geprägt war von

dem Begriff „Aufstand der Ord-
nungshüter“, dem Zusammen-
schluss der Hauptabteilung Polizei
in der ÖTV mit der GdP und dem Be-
streben nach einer besseren Bezah-
lung der hessischen Polizei. Hen-
ning Möller hatte das Gespür für die
Nöte der Beschäftigten, war aktiv in
Gewerkschaft und im Personalrat
als Kreisgruppenvorsitzender in Of-
fenbach. Im Hauptpersonalrat ent-
wickelte sich Henning Möller zum
Fachmann für Personalvertretungs-
recht (HPVG), machte aber auch
deutlich, dass alle Regierenden im
Laufe der Jahre das Mitbestim-

Mit einem Weinpräsent verabschiedete In-
nenminister Boris Rhein den langjährigen
HPR-Vorsitzenden Henning Möller. EG

Henning Möller, über 30 Jahre aktiv im HPR
der hessischen Polizei, davon 30 Jahre als
Vorsitzender, hat jetzt seinen Abschied ge-
nommen. NW
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mungsrecht der Beschäftigten stark
beschnitten hätten.

Abschied vom Hauptpersonal-
rat

In einer Sondersitzung des
Hauptpersonalrats in Willingshau-
sen-Zella wurde Henning Möller
nicht nur feierlich von seinen Kolle-
ginnen und Kollegen verabschiedet
und für sein langjähriges Wirken
gelobt, sondern er wurde auch be-
schenkt. Die Mitglieder hatten ihm
ein hochleistungsfähiges Notebook
gekauft. Völlig überraschend ließen
sich zu dieser Verabschiedung aber
auch Innenminister Boris Rhein und
Staatssekretär Werner Koch im
Landgasthaus Bechtel sehen. Sie
wollten es sich nicht nehmen lassen,
Henning Möller persönlich zu ver-
abschieden. Boris Rhein dankte
Henning Möller für die jahrzehnte-
lange verantwortliche Arbeit im
HPR. Er habe viele Minister. Staats-
sekretäre und Polizeiabteilungslei-

ter kommen und gehen sehen. Stets
habe er jedoch das Wohl der Mitar-
beiter/innen in den Mittelpunkt sei-
ner Tätigkeit gestellt. Er bedankte
sich mit einem Weinpräsent aus
dem Staatsweingut Kloster Eber-
bach und wünschte ihm für seine
neue Tätigkeit (HEMÖ geht noch
nicht in den Ruhestand) „ein glückli-
ches Händchen“. Innenminister und
Staatsekretär ließen es sich nicht
nehmen, in lockerer und fröhlicher
Runde mit den HPR-Mitgliedern zu
feiern und die eine oder andere alte
Schutzmannsgeschichte anzuhö-
ren.

Henning Möller, dessen 22jähri-
ge Zeit als HPR-Vorsitzender wohl
einmalig sein dürfte in der Ge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland, hatte sich über das
Geschenk der HPR-Mitglieder be-
sonders gefreut und sie zu einem
Grillabend eingeladen. „Ehre, wem
Ehre gebührt“, hatten die Personal-
räte gemeint und neben dem Note-

book dem technikbegeisterten
HEMÖ auch noch andere wichtige
Zubehörteile überreicht. Dass
HEMÖ dabei gerührt und sprachlos
war, zeigte, wie sehr er sich das
Menschliche bei all seiner verant-
wortlichen Tätigkeit bewahrt hatte.
Auch Landespolizeivizepräsident
Klüber und LPP Norbert Nedela wa-
ren zur offiziellen Abschiedsfete an-
wesend. Nedela hob dabei die „Be-
deutung der Macht der Worte für
Personalräte“ hervor. Es war eine
Anspielung auf Möllers Aussage aus
vergangenen Tagen: „Sie schreiben
einfach einen Erlass, aber wir müs-
sen durch Worte überzeugen“. Das
Landespolizeipräsidium hatte Hen-
ning Möller zum Abschied eine Ja-
cke als „Polizei-Communicator“ ge-
schenkt. Auf der Rückseite hatte
hatten alle Abteilungen und Refera-
te „abgezeichnet“. „Ob das mit der
Bekleidungsvorschrift vereinbar ist“,
wollte niemand ernsthaft geklärt ha-
ben.                                   NWEG

Flachbildschirm und Drucker für den Techno-Freak
GdP und Personalratsvorsitzende bedankten sich bei Henning Möller

Zu einem Büfett mit Hirschbraten
im Landgasthof Bechtel in Zella hat-
te die GdP-Hessen den scheidenden
HPR-Vorsitzenden Henning Möller,
bekannt als „HEMÖ“, zum Ab-
schied eingeladen und dazu auch
die Mitglieder des Landesvorstands.
Es war ein schönes Fest in angeneh-
mer Atmosphäre, mit gepflegten
Weinen und einem kühlen Bier, ge-
staltet von Jens Mohrherr und Peter
Wittig.

Fest der Überraschungen

Es war aber auch ein Fest mit
Überraschungen. Überrascht war
Henning Möller von dem Ge-
schenk, das ihm die GdP machte,
ein Flachbildschirm modernster Art.
Überrascht war er aber auch über
die Sonder-Ausgabe des Poli-
zei-Reports, in der sich viele frühere
Mitstreiter über ihn ausgelassen
hatten. Peter Wittig und Jens Mohr-
herr, der neue HPR-Vorsitzende, hat-
ten diesen Report zusammengestellt
und überreichten ihn HEMÖ. Dazu
gehörte aber auch ein passendes
T-Shirt mit dem Aufdruck „HEMÖ“.
Die nächste Überraschung war das
Abschiedsgeschenk seiner KG Of-

fenbach, das Jörg Schumacher ihm
überreichte: Eine gute Flasche Rot-
wein und ein großer Knoblauchzopf
für den Gourmet und Angelfreund.
„Du warst ein braves Mitglied, hast
mich seinerzeit in die GdP geholt
und gezeigt, was Engagement ist“,
bedankte er sich. Eine Überra-
schung war auch der Besuch des
Ex-Staatssekretärs Christoph Kulen-
kampf. „Mein Lieblingsstaatsekre-
tär“, wie es HEMÖ ausdrückte. Ku-
lenkampf bedankte sich für die
Einladung. Es sei ihm runter gegan-
gen wie Öl und Honig. „Ich bin ge-

spannt, wie ein solcher Workaholic
die neue Zeit besteht“, fragte er sich.
Als er damals ins Amt gekommen
sei, habe man vor gravierenden Ein-
schnitten in die Polizeilaufbahn ge-
standen. Die zweigeteilte Laufbahn
mit der Heraufschwemmung des
mittleren in den gehobenen Dienst,
sei bei anderen Bundesländern
nicht beliebt gewesen. Er sei der
Meinung gewesen, dass dies nur
durch Gesetz möglich sei, gegen
den Widerstand im HMdI. Und das
habe auch geklappt. HEMÖ sei bei
der Durchführung eine wichtige
Stütze gewesen. Er sei immer ein kri-
tischer aber loyaler Mitstreiter gewe-
sen. Henning Möller würzte die
Rede mit einem Kulenkampf-Zitat:
„Die sind irre im HPR“.

Da geht eine Ära zu Ende

„Du spürst, da geht eine Ära zu
Ende“, lobt GdP-Landesvorsitzender
Jörg Bruchmüller den langjährigen
HPR-Vorsitzenden. Es bewege, im
Rückblick zu sehen, wie er sich für
die Kolleg/innen engagiert habe.
„Was wir heute sehen, ist Dein Ver-
mächtnis“, lobte er Henning Möller.
Ob neuer Arbeitsplatz Auto, Wache,

Mit einem Flachbildschirm neuester Bauart
bedankte sich die GdP für die langjährige Ar-
beit von Henning Möller im HPR, v.l., Vorsit-
zender Jörg Bruchmüller, Henning Möller, Pe-
ter Wittig. nw
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Bekleidung oder Technik, er habe
es geschafft, habe es laufen lassen,
ohne einen Zweifel daran zu lassen,
dass er der Vorsitzende sei. Das
„Wie“ sei das Entscheidende gewe-
sen: These, Antithese, Synthese. Er
sei eine Integrationsfigur gewesen,
was in seiner Persönlichkeit begrün-
det sei. Er habe Kompromisse ge-
schlossen, zahlreiche Minister,
Staatssekretäre, Landespolizeiprä-
sidenten und Abteilungsleiter er-
und überlebt. „Du warst der Leucht-
turm, an dem sie sich ausrichten
mussten“. Nicht vergessen dürfe
man, dass HEMÖ auch der Vater
der „Postkartenaktion“ gewesen sei.
Bruchmüller bedankte sich dafür,
dass Möller die gesetzliche Neutra-
lität des Personalvertretungsgeset-
zes in den Vordergrund gestellt
habe.

Diese Einstellung habe meist zum
Erfolg geführt. „Wir als GdP sind
aber auch stolz darauf, jemanden
aufgebaut zu haben als Nachfolger
für den HPR. Jens Mohrherr habe
sich über Monate eingearbeitet und
heute sei die Staffelholzübergabe
erfolgt. Die GdP stehe an seiner Sei-
te, versicherte er ihm unter dem Bei-
fall der Anwesenden („Jens wir wer-
den Dich tragen“) und überreichte
ihm ein kleines Präsent.

Henning Möller tröstete er damit,
dass er nicht in Pension gehe, wohl
aber in den Ruhestand. Er bleibe
der GdP als Berater im HMdI erhal-
ten. Er hoffe, dass HEMÖ mit dem
neuen Innenminister Brücken baue,

das Bestmögliche erreiche für Poli-
zei und GdP. Zwischen dem
HPR-Vorsitzenden und der GdP dür-
fe es Harmonie geben, müsse aber
nicht sein.

Der Mensch stand im Mittel-
punkt

Das Erlebnis mit einem erschos-
senen Kollegen habe ihn dazu ge-
bracht, sich um die Sicherheit der
Polizeibeschäftigten zu kümmern,
erklärte Henning Möller seine Ar-
beit. „Schutzwesten für jeden war
das Ergebnis, ohne dass es die Kol-
leg/innen etwas kostete“. Man habe
in seiner Zeit mit dem Wachenpro-
gramm 80 Reviere und Stationen
renovieren können, vor allem in al-
ten Präsidien und Direktionen. „Die
„Kampfmaschinen“ Bernhard Lan-
ger und Heinz Freund hätten ihm
zur Seite gestanden.

Es habe aber auch hin und wie-
der Schelte gegeben. „Im HPR muss
man sich auch einmal streiten, sonst
kann die Polizei nicht weiterkom-
men“, sei seine Devise gewesen. Er
vergesse nie die Streitgespräche
zwischen Hansgeorg Koppmann
und Hans-Jürgen Lipinski. Kritik
übte Möller an Innenminister Volker
Bouffier. Der habe Kälte in das Kli-
ma gebracht. Das sei nicht gut ge-
wesen. Die Achtung vor der Würde
des Menschen müsse im Mittelpunkt
stehen.

Henning Möller ging aber auch
auf seinen Nachfolger ein. Es sei
gelungen, einen Nachfolger aufzu-

bauen, was sonst vor Ort oft nicht
gelinge. Jens Mohrherr habe als
„Halbirrer“ im Haus angefangen,
habe sich „Schwielen an die Stirn
gehauen“. Er wünschte ihm viel
Glück für die Zukunft. Leicht werde
das sicher nicht. „Er hat nichts zu
verteilen“.

Danke für einen Multifunktions-
drucker

Zu all dem technischen Gerät,
das Henning Möller geschenkt wor-
den war, kam noch ein Multifunk-
tionsdrucker, den ihm die Personal-
ratsvorsitzenden der GdP am letzten
Tag der einwöchigen Klausur in Zel-
la schenkten. Man habe gut mit ihm
zusammen gearbeitet, versicherten
sie dem sichtlich gerührten
HPR-Vorsitzenden bei seiner letzten
Amtstätigkeit.

Man sei von ihm auch immer gut
informiert worden und habe den
Eindruck gehabt, dass er die Interes-
sen des Personals an der Basis ernst
nehme.

nw

14-tägige Gruppenreise Kanada und Alaska

22. August - 4. September 2011
inkl. 8-tägiger Kreuzfahrt mit der

Celebrity Millennium

Info und Buchung: GdP Südhessen
Norbert Weinbach, Tel. 06251/52889,
E-Mail: norbert.weinbach@online.de

Zwei alte Freunde, die früher gut zusammen-
gearbeitet haben, Ex-Staatssekretär Chris-
toph Kulenkampf, links, und Henning Möller.
nw
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Neuer Vorsitzender des HPR der Polizei
Jens Mohrherr ist ein Kind der Gewerkschaft der Polizei

Einstimmig wurde der 43jährige
Jens Mohrherr, seither stellvertre-
tender Landesvorsitzender der hes-
sischen GdP, bei einer Sondersit-
zung des Hauptpersonalrats in
Willingshausen-Zella zum neuen
HPR-Vorsitzenden gewählt. Er war
seither stellvertretender Vorsitzen-
der und ist vom scheidenden Vorsit-
zenden Henning Möller in sein neu-
es Amt eingeführt worden. Henning
Möller schied mit 60 Jahren aus
dem Amt. Jetzt ist ein Generatio-
nenwechsel erfolgt. Wir wollen den
neuen Mann, der eigentlich schon
ein „alter“ Mann im HPR ist, hier ein-
mal vorstellen.

Kurzer Lebenslauf

Geboren wurde Jens Mohrherr
am 17. Mai 1967 in Biedenkopf an
der Lahn. Dort ist er auch aufge-
wachsen und zur Schule gegangen.
Im Mai 1987 erfolgte das Abitur an
der Lahntalschule. Zuvor hatte er im
März erfolgreich das Eignungsaus-
wahlverfahren bei der damaligen V.
HBPA in Kassel–Niederzwehren ab-
solviert. Seit Mai 2009 ist er verhei-
ratet aber noch kinderlos. Hobbys
sind Reisen in ferne Länder. Über
den Jahreswechsel 2010 will er die
Hochzeitsreise mit seiner Frau Britta
nachholen. Eine Karibikkreuzfahrt
ist das Ziel. Jens Mohrherr lebt und
wohnt gerne in Wiesbaden, einer
Stadt die sicherlich noch bunter sein
könnte, wünscht er sich.

Polizeiliche Laufbahn

Das Grundjahr erlebte Jens
Mohrherr in Kassel, kam dann zu
Weiterbildung und HAL nach Wies-
baden. Er wurde im Jahr des Mau-
erfalls nach Mühlheim zur HBP ver-
setzt, bestand den Test für die
Ausbildung zum gehobenen Polizei-
dienst, absolvierte das Grundstudi-
um in Kassel und das Hauptstudium
an der Fachhochschule Gießen.
Nach bestandener Fachprüfung
ging es zur II. BPA nach Lich, mit
Wohnort in Gießen. Ende der neun-
ziger Jahre folgte die Abordnung
zur HBP-Direktion in Wiesbaden.
Da begleitete der junge Oberkom-
missar die Neuorganisation der Po-

lizei im Umsetzungsstab beim da-
maligen Leiter der HBP, PD Kolter.

Personalrat

Personalrätlich war Jens Mohr-
herr bereits in den frühen neunziger
Jahren in den damaligen örtlichen
Personalräten in Mühlheim und Lich
aktiv. Besonders beeindruckend war
für ihn die Zeit des Übergangperso-
nalrates, in dem sich die Personal-
vertreter des damaligen (aufgelös-
ten) HPVkA und der HBP befanden,
rund 80 Personen. Nach dem Voll-
zug der Neuorganisation ging er
zum Präsidium der HBP. Unverges-
sen ist ihm da der erste Präsident
der HBP, Werner Larem, der ihn
auch als väterlicher Freund über
lange Jahre gewerkschaftlich be-
gleitet hat. Mohrherr war zunächst
Mitarbeiter beim Sachgebiet PÖA,
später erster Sachbearbeiter. Die
Zeit mit Presse, Funk und Fernsehen
hat ihn geprägt. Unvergessen bis
heute ist auch die gute Zusammen-
arbeit mit der Wasserschutzpolizei.
2004 kandidierte er für den Haupt-
personalrat der Polizei, nachdem
gewerkschaftsintern beschlossen
worden war, Henning Möller zu un-
terstützen. Das hat auch geklappt
bis zu seiner Verabschiedung Ende
September 2010, bedingt durch die
Freistellung durch die Bereitschafts-

polizei. Deshalb gilt sein Dank dem
Personalrat der HBP, allen voran
Roland Kramer, die es ermöglicht
haben, im Land tätig zu sein.

Gewerkschaft der Polizei

Gewerkschaftlich ist Jens Mohr-
herr den klassischen Weg gegan-
gen. Zunächst war er als Jugend-
sprecher in der Weiterbildung aktiv,
wurde dann als Mitglied in den da-
maligen Landesjugendvorstand ge-
wählt. Dessen Vorsitzender Jörg
Schumacher machte ihn später zu
seinem Nachfolger. Auch im Bund
bot ihm die GdP interessante Mög-
lichkeiten, die Interessen der Be-
schäftigten zu vertreten. Mitte der
neunziger Jahre war er stellvertre-
tender Bundesjugendvorsitzender,
eine Zeit auf die er gerne und stolz
zurück blickt. Es gab viel Arbeit und
als Höhepunkt ist ihm der Austausch
mit der DEA in Florida/Miami noch
heute in guter Erinnerung. 70 Poli-
zeibeschäftigte aus Deutschland im
fernen Amerika zu koordinieren und
für 14 Tage da zu sein, war eine Her-
kulesaufgabe. Freundschaften sind
entstanden die bis heute Bestand
haben.

1998 trat der damalige Bundes-
jugendvorsitzende von seinem Amt
zurück und Jens Mohrherr wurde
sein Nachfolger. Auf diesem Parkett
hatte er die Möglichkeit, an Bundes-
vorstandssitzungen teilzunehmen.
Unvergessen bleibt ihm Hermann
Lutz als Bundesvorsitzender, der
rund um die Uhr alle polizeilichen
Themen beherrschte. Dies hat ihn
beeindruckt und auch angetrieben,
Zeit in die Tätigkeiten bei der GdP zu
investieren. Landesjugendvorsitzen-
der war Mohrherr bis 2002. Im glei-
chen Jahr wurde er auf dem Landes-
delegiertentag in Darmstadt zum
stellvertretenden Landesvorsitzen-
den gewählt. Nach acht Jahren und
als Nachfolger von Henning Möller
kandidierte er nicht mehr für den
gLBV.

Erfahrung gesammelt

Sowohl die Bundesebene als
auch die hessischen GdP hat es ihm
ermöglicht, Wissen und Fähigkeiten

Jens Mohrherr wurde von den Mitgliedern al-
ler Gewerkschaften zum neuen Vorsitzenden
des Hauptpersonalrats gewählt. nw
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zu erlangen. Aber die GdP hat ihn
auch gefordert, und in seiner Ent-
wicklung positiv nach vorne ge-
bracht. Bei Henning Möller hat er
das Rüstzeug für die neue Tätigkeit
erworben. Es wird sicher einiges an-
ders aber die Methode bleibt die
gleiche, nur das Modell hat ge-

wechselt. Gestärkt durch viele Ge-
spräche bei der Klausurtagung im
September in Zella hat er das Amt
als HPR-Vorsitzender angetreten.
„Wir sind und bleiben ein Team, in
dem jedes Mitglied gleichberechtigt
ist. Die kommenden Jahre werden
sicherlich nicht einfach. Haushalts-

konsolidierung und Bankenkrise
werden uns noch manchen Stein in
den Weg legen. Diesen Aufgaben
werden wir uns stellen“, ist sich Jens
Mohrherr sicher.                     NW

Elke Oswald neue Vorsitzende der
GdP-Frauengruppe

Sandra Temmen in den geschäftsführenden Landesvorstand gewählt
Mitte Oktober traf sich der Vor-

stand der GdP Frauengruppe Hes-
sen (LFV) zur Sitzung an der Hessi-
schen Polizeiakademie. Unter
anderem stand auf der Tagesord-
nung die Wahl (Kooptierung) einer
neuen Vorsitzenden. Nachdem die
bisherige Amtsinhaberin Sandra
Temmen im März 2010 in den ge-
schäftsführenden Landesbezirks-
vorstand gewählt worden war, legte
sie ihr Amt jetzt offiziell nieder. Sie
war seit März 2003 Vorsitzende der
Frauengruppe Hessen und von
2006 bis 2010 Vorsitzende der GdP
Frauengruppe (Bund). Ihre künfti-
gen Prioritäten sieht sie, neben dem
örtlichen Personalrat bei der HBP, in
der intensiveren Arbeit für die Hes-
sen-GdP und im Hauptpersonalrat.
Als neue Vorsitzende wurde Elke
Oswald (BZG FFM) gewählt, die be-

reits seit mehreren Jahren stellver-
tretende Vorsitzende ist. Sie ist au-
ßerdem Vorsitzende der Frankfurter

Kreisgruppe-Süd und engagiert sich
im DGB als stellvertretende Vorsit-
zende des Frauenausschusses Hes-
sen-Thüringen.

Einstimmig wurde dann Kerstin
Wöhe zur neuen stellvertretenden
Vorsitzenden gewählt. Sie ist im PP
Mittelhessen Frauenbeauftragte,
Mitglied im geschäftsführenden
Vorstand der Jungen Gruppe und
aktiv im LFV.

Sandra Temmen ist, neben Lothar
Hölzgen, im GLBV für die Frauen-
gruppe zuständig. Sie hat der GdP
Frauengruppe Hessen weiterhin
ihre volle Unterstützung zugesagt.
Die GdP wünscht dem neu gebilde-
ten GLFV viel Erfolg bei allen He-
rausforderungen der kommenden
Jahre.                                 pw/nw

Elke Oswald von der BZG Frankfurt ist neue
Vorsitzende der hessischen GdP-Frauengrup-
pe. sp

Benefizkonzert der Polizeisozialhilfe Hessen e.V.
Am 04. November fand ein Be-

nefizkonzert des Hessische Polizei-
orchester unter der Leitung von
Herrn Polizeihauptkommissar Wal-
ter Sachs und des ZDF-Chor mit
Chorleiter Herrn Musikdirektor
Franz-Jürgen Dieter in Heppen-
heim-Erbach statt.

Dem fast zweistündigen Musik-
programm, von Giuseppe Verdi’s
Chor der Gefangenen bis hin zu An-
drew Lloyd Webber’s Mondlicht,
lauschten 200 Musikliebhaber, un-
ter denen sich auch Polizeivizepräsi-
dent Uwe Brunnengräber, der Vor-
sitzende der GdP-Bezirksgruppe
Südhessen Herr Toni Pedron, sowie
zahlreiche geladene Gäste befan-
den.

Die Organisatoren des Konzer-
tes, allen voran der Vorsitzende der
Polizeisozialhilfe Hessen e.V., Herr
Oswin Karolus, zeigten sich über
das gut besuchte Konzert, sowie das
gemischte Publikum, sehr zufrieden.

Zum Gelingen des Konzertes
wurde der Kartenvorverkauf durch
den SV-Erbach, Herrn Jens Roden-
heber und die Vorstandsschaft der
GdP-Kreisgruppe Bergstraße tat-
kräftig unterstützt.

Bilder zum Konzert sind auf der
Homepage der GdP-Bezirksgruppe
Südhessen

http://www.gdp-bzgsh.de

eingestellt.
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Volker Bouffier ist nun Ministerpräsident
„Hessische Polizeirundschau“ (HPR) lobt den seitherigen Innenminister

In dem Buch „Ausgekocht“ (siehe
unsere Buchbesprechung in diesem
Report) ist die Rede von Affären und
Skandalen des abgetretenen hessi-
schen Ministerpräsidenten Roland
Koch und seines Freundes, Innen-
minister Volker Bouffier, der ihn in
dem Amt des Ministerpräsidenten
beerbt hat.

Bilanz des Ministers

„Was ist unter Innenminister Vol-
ker Bouffier passiert?“ fragt die HPR
(Bouffiers Lobhudelei-Blatt) in ihrer
Ausgabe 06/2010. Da steht: „Vol-
ker Bouffier wurde Ende August zum
Ministerpräsidenten von Hessen ge-
wählt und verlässt nach elfjähriger
Amtszeit (1999 erhielt die CDU die
absolute Mehrheit in Hessen. An-
merkung des Verfassers) die Kom-
mandobrücke im hessischen Minis-
terium des Inneren und für Sport.
Keiner seiner Vorgänger kannte die
Polizei so gut wie er, und keiner be-
wegte in seiner Amtszeit soviel“. So-
weit, so gut und so richtig, wenn es
darum geht, die Polizei zu kennen.
Verstanden hat er sie aber wohl nie.

In der HPR dürfen einige ausge-
wählte Polizeibeamt/innen zu Wort
kommen und den Minister loben. Es
kommen auch die Vorsitzenden der
drei Polizeigewerkschaften zu Wort,
deren Lob nicht so gut ausfällt. In
der Bilanz ist unter anderem belegt,
dass Volker Bouffier 3798 Tage im
Amt war. Er hat für eine verbesserte
Bekämpfung der Kriminalität ge-
sorgt, für mehr Verkehrssicherheit,
weniger Tote im Straßenverkehr. Er
hat Wachpolizei und Freiwilligen
Polizeidienst eingeführt (auf Kosten

von Stellen für Polizeibeamt/innen)
und auch Videoüberwachung und
Schleierfahndung gehen auf sein
Konto. Bouffier hat die Polizeistruk-
tur reformiert, hat für den flächen-
deckenden Einsatz von vernetzten
PCs gesorgt, hat die Streifenwagen-
flotte verbessert und erneuert, die
blaue Uniform eingeführt, den Di-
rekteinstieg für die Kripo ebenso ge-
gen den Willen der GdP durchge-
setzt wie die Einstellung von
Spitzensportlern (die eigentlich kei-
nen Polizeidienst versehen). Der Mi-
nister hat (auf Druck der GdP) im
Jahr 2008 (bis 2011) die jährliche
Einstellung von 550 Anwärtern (statt
400) angeordnet. Vergessen wurde
hier, dass durch das „Zukunftssiche-
rungsgesetz“ rund 1100 Stellen bei
der Polizei weggefallen sind. Seine

letzte Tat war die Einführung einer
neuen Dienstpistole. Das und eini-
ges andere mehr ist eine durchaus
lobenswerte positive Bilanz, wenn
auch mit kleinen Schönheitsfehlern.

Bilanz aus Gewerkschaftssicht

Was nicht in dem Bericht steht
und was der Minister sicher gerne
verschweigt, ist seine Verantwortung
für die Abschaffung der Tankstellen
und Werkstätten der Polizei, der Ver-
kauf der Präsidien, das Betreiben
der Gebäudewirtschaft durch das
Hessische Immobilienmanagement
(Dinge, die alles verteuert haben,
weil die Polizei budgetiert wurde und
die Kosten aus ihrem kaum erhöh-
ten Budget decken muss). Beschnit-
ten (und fast ganz abgeschafft) wur-
den die Mitbe- stimmungsrechte der
Personalräte. Die Personalräte bei
den Direktionen wurden beseitigt
und die Zahl der Freistellungen für
Personalräte verkleinert. Auch die
Erhöhung der Wochenarbeitszeit
von 38,5 auf 42 Stunden pro Woche
und der Ausstieg aus der Tarifge-
meinschaft der Länder steht nicht in
der Bilanz. Es fehlt auch der Hin-
weis, trotz all der „Erfolge“, auf den
gewachsenen Arbeitsdruck und die
wachsende Unzufriedenheit der Po-
lizei mit ihrem Innenminister. Wie
sagte der einstige Vorsitzende des
Hauptpersonalrats: „Mit Bouffier
kam die Kälte“. Dem ist nichts hin-
zuzufügen.

Bleibt nur zu hoffen, dass es mit
seinem Nachfolger Boris Rhein bes-
ser wird.

Norbert Weinbach

Vom Amt des Innenministers in die Rolle des
hessischen Ministerpräsidenten gewechselt
ist Volker Bouffier. Seine Abschlussbilanz ist
weniger gut als er selbst glauben machen
will.  nw

„Ausgekocht“
Hinter den Kulissen hessischer Machtpolitik

„Das Volk ist die Grundlage der
Demokratie. Das glauben jeden-
falls die meisten Menschen. Leider
irren sie sich. Zumindest in Hessen.
Dort halten sich die regierenden Po-
litiker für die Basis der Demokratie.
Und sie benehmen sich auch so“

Mit diesen Zeilen beginnen die
beiden Redakteure der „Frankfurter

Rundschau“ (FR), Pit von Beben-
burg, Matthias Thieme, ihr gut
recherchiertes Buch über den zu-
rückgetretenen hessischen Minister-
präsidenten Roland Koch und sei-
nen Nachfolger und bisherigen In-
nenminister Volker Bouffier, Köpfe
der „Tankstellen-Connection“. Eini-
ge dieser Skandale und Skandäl-

chen sind uns durch die Medien
bestens bekannt.

„Der Staat bin ich“

„Ausgekocht“ heißt dieses Werk
mit dem Untertitel „Hinter den Kulis-
sen hessischer Machtpolitik“. Die
beiden Autoren berichten über die
Affären und Skandale von Koch und
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Bouffier. Sie beschreiben ein Sys-
tem, in dem die Regierung all jene
beherrscht, von denen sie kontrol-
liert werden soll. „L’état, c’est moi“,
der Staat bin ich. Diesen Satz
schreibt man dem absolutistischen
französischen Herrscher Ludwig
XVI. zu. Er gilt, nach Ansicht der bei-
den Redakteure auch für die Herr-
scher Hessens im ersten Jahrzehnt
des 21. Jahrhunderts. Mit einer Aus-
nahme: Ludwig XVI. musste nicht
gewählt werden. „Daraus“, so Be-
benburg und Thieme, „ziehen die
hessischen Politiker den fatalen
Schluss, sie dürften nach Belieben
schalten und walten, weil sie
schließlich gewählt seien“.

„Brutalst möglicher Aufklärer“

Ob es um die Besetzung eines
Chefpostens im Fernsehen ging, um
die schwarzen Kassen der CDU, um
das Abservieren integrer Frankfur-
ter Steuerfahnder, um die Millionen-
pleite der „Fraport“ beim Nichtbau
des Flughafens von Manila (Koch
war Aufsichtsratsvorsitzender) oder
um den Versuch der „Bestechung“
der „Freien Wähler“, um sie von ei-
ner Kandidatur bei der Landtags-
wahl abzuhalten, das sind alles
mehr oder weniger bekannte Affä-
ren von Roland Koch. Auch wenn
dem „brutalst möglichen Aufklärer“
in Untersuchungsausschüssen und
durch Gerichtsverfahren nachge-
wiesen worden sei, nicht immer bei
der Wahrheit geblieben zu sein, ge-
nutzt hat es nichts. Die CDU- oder
CDU/FDP-Mehrheit in den Aus-
schüssen hat immer verhindert,
dass eine Verurteilung durch den
Landtag erfolgte. Im Zweifelsfall
wurden einige Minister oder hohe
Ministeriale „geopfert“. Sie wurden
auf andere gut dotierte Posten ge-
setzt, wurden auch Mal Bundesmi-
nister und später wieder von Roland
Koch in seinen Machtbereich ge-
holt.

Zusammengehalten wie Pech
und Schwefel

Roland Koch hat es geschafft,
auch Dank seines Freundes Volker
Bouffier, mit dem er in Zeiten der
Jungen Union gemeinsam aktiv
war, alle seine früheren Freunde in
seinen Regierungsbereich zu holen.
Dazu gehörten unter anderem auch
Finanzminister Weimar und Franz-
Josef Jung. Sie alle hielten zusam-
men wie Pech und Schwefel, stan-
den füreinander ein nach dem Mot-
to: „Eine Krähe hackt der anderen
kein Auge aus“.

Auch Innenminister Volker Bouf-
fier hat seine Skandale. Der jüngste,
noch nicht ausgestandene, ist der
um die Besetzung des Präsidenten-
postens der Hessischen Bereit-
schaftspolizei. Da tagt noch der Un-
tersuchungsausschuss. Es gab aber
auch die Affäre um die „Ma-
fia-Katze“ vor des Ministers Haustü-
re oder die „Federballaffäre“ wegen
angeblicher Farb-Schmierereien. In

beiden Fällen stellte sich heraus,
dass von den ministeriellen und po-
lizeilichen Beschuldigungen nichts
übrig blieb. Es bleibt aber der Ver-
dacht, dass hinter den polizeilichen
Aktionen gegen die „Gegner“ des
Ministers der Minister selbst steckte.
Es gab auch den Verdacht wegen
Steuerhinterziehung gegen einen
Mann, dessen Ehefrau (CDU-Mit-
glied) Richterin am Staatsgerichts-
hof ist. Sie sei in die Affäre verwi-
ckelt, hieß es. Zwar wurde der Ehe-
mann verurteilt und den zuständi-
gen Finanzbehörden wurde
Schlamperei unterstellt, doch weder
Koch noch Bouffier oder Weimar
beriefen die Richterin ab. Sie trat
schließlich selbst zurück.

Den Geist der Verfassung ge-
brochen

Vielen von uns sind diese Affären
und Skandale der vergangenen
zehn Jahre mehr oder weniger be-
kannt. Die beiden Autoren schildern
aber Einzelheiten und legen bewei-
se vor, die so nicht überall bekannt
sind. Sie sind sich auch sicher, dass
Politiker der Hessen-CDU nicht frei-
willig zurücktreten. Sie kommen zu
dem Ergebnis, dass diese Politiker
gewohnheitsmäßig den Geist der
Verfassung brechen. Koch geht,
doch sein System, sich über die im
Grundgesetz vorgegebene Gewal-
tenteilung hinwegzusetzen, bleibt.
Sie sind sich auch nicht sicher, ob
Roland Koch (der Aufsichtsratsvor-
sitzender bei Bilfinger und Berger
wird) nicht wieder in die Politik zu-
rückkehrt.

„Ausgekocht“ ist ein lesenswertes
und nachdenklich stimmendes
Buch. Es ist als Taschenbuch erschie-
nen im Eichborn Verlag Frankfurt,
ISBN 978-3-8218-6547-8, zum
Preis von 14,95 Euro.

Norbert Weinbach

„Ausgekocht“ ist ein lesenswertes und nach-
denklich stimmendes Buch über hessische
Landespolitiker der CDU. nw

Wir weinen ihm keine Träne nach
Landespolizeipräsident Norbert Nedela von Boris Rhein „abgeschossen“
Die Sektkorken müssen Anfang

November bei vielen Polizeibe-
schäftigten geknallt haben. Der
Grund war die sofortige Entlassung
des LPP Norbert Nedela durch den
neuen Innenminister Boris Rhein.

Da ging ein Aufatmen durch die Rei-
hen der Polizei, von ganz unten bis
ganz oben. Norbert Nedela war al-
les andere, nur kein Freund der Poli-
zei, wie die GdP in zahlreichen Ge-
sprächen festgestellt hat. Er gehörte

zu dem „System Bouffier“, des frü-
heren Innenministers und jetzigen
Ministerpräsidenten. Er und sein
Vorgänger in diesem Amt, Roland
Koch, haben eine umstrittene Füh-
rungspolitik betrieben, haben Skan-
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dale, Skandälchen und Affären aus-
gesessen, haben höchstrichterliche
Entscheidungen nicht beachtet und
der Polizeipräsident war ihr willfäh-
riger Handlanger.

Sieben Jahre war Norbert Nedela
im Amt, bis er jetzt „wegen unter-
schiedlicher Auffassungen über die
Führung der hessischen Polizei“
(Abschiedsbrief Nedela) in den
einstweiligen Ruhestand versetzt
wurde. Wenn ich ihm sowieso keine
Träne hinterher weinen würde,
könnten mir die Tränen kommen
über den rührenden Abschiedsbrief,
den er allen Polizeibeschäftigten ge-
schickt hat.

Innenminister Boris Rhein spricht
von „neuer Führungskultur“, das
heißt, mit der seitherigen Kultur
kann es nicht weit her gewesen sein.
Mit dem von ihm berufenen neuen
LPP Udo Münch, seither Inspekteur
der Polizei, wird sich diese Füh-
rungskultur sicherlich ändern. So-
weit kenne ich diesen Mann auch.

In der Polizeispitze war man sich
spinnefeind. In der Presse und auch
intern wurde der Pfeifenraucher Ne-
dela als Egozentriker, machtbe-
wusst, kaltschnäuzig und selbstver-
liebt bezeichnet. Bei hm kam nur
nach oben, wer buckelte. Wer auf-
muckte, für den gab es den Begriff
„Edeka“, Ende der Karriere. Schon
Volker Bouffier bedachte Beamt/in-
nen, die sich wegen Missständen an
die Öffentlichkeit wendeten, mit
dem Totschlagsargument: „Sie brin-
gen einen ganzen Berufsstand in
Misskredit“. Zahlreiche Polizeibe-
amt/innen wurden gemobbt, ver-
leumdet, aus dem Amt gedrängt
(siehe auch das Beispiel der Frank-
furter Steuerfahnder in der Buchbe-

sprechung „Ausgekocht“). Auch
wenn es „Skandale“ in den Reihen
der Polizei gegeben hat, so wurde
doch bei der „Verfolgung“ oft mit
Kanonen auf Spatzen geschossen.
Auch das Vorgehen der Staatsan-
waltschaft gegen die
LKA-Präsidentin Sabine Thurau hat
etwas mit Nedela zu tun. Seine
Freundin ist sie nicht. Man munkelt
sogar, Nedela habe Akten fälschen
lassen, um gegen sie vorgehen zu
können. Willfährige blasse Leute
berief der LPP (und mit ihm Bouffier)
in hohe und höchste Ämter. Wahr-
scheinlich war ein CDU-Parteibuch
eine der Voraussetzungen dafür,
weniger die Erfahrung im Polizeibe-
reich.

Das System Bouffier, Koch oder
Nedela (Netzwerk der Polizei) hielt,
bis Bouffier zum Ministerpräsiden-
ten aufstieg. Da darf man gespannt
sein, was jetzt noch kommt. Einige
Beispiele des Systems seien hier ge-

nannt. So hatte er Hermann-Josef
Klüber zum LPP-Vize ernannt. Es ist
der Mann, der in Thüringen „kom-
missarischer oberster Polizeichef“
war und entlassen wurde. Bouffier,
dessen Anwaltskanzlei Klüber bei
seiner Klage gegen das Land Thü-
ringen vertritt, bescheinigte dem
Parteikollegen: „Der Jurist klüber ist
eine ausgezeichnete Wahl“. Zumin-
dest die GdP kommt gut mit ihm
aus. Chef der HBP wurde Hans Lan-
gecker, ein „Partei- und Familien-
freund Bouffiers“, wie die Presse
schreibt, angeblich ohne Ausschrei-
bungsverfahren, wie vom VGH ge-
fordert. Beworben hatte sich näm-
lich Wolfram Ritter, Vizechef der
Bereitschaftspolizei. Er klagt jetzt,
mit Unterstützung der GdP, gegen
das Land Hessen. „Entlassen“ wor-
den sind auch Staatssekretärin Oda
Scheibelhuber und LPP Udo Scheu.

Freihändige Personalpolitik wird
nach Gutsherrenart betrieben, sagt
die GdP. Sie spricht von massiver
Verletzung der Rechtsstaatlichkeit.
Untersuchungsausschüsse haben
nichts gebracht oder sie laufen
noch. Die Mehrheit von CDU/FDP
hat alle Ergebnisse in ihrem Sinne
beeinflusst. Die Opposition im
Landtag bezeichnet die hessische
Landesregierung als „Selbstbedie-
nungsladen“.

Wahrscheinlich weinen achtzig
Prozent der Polizei dem ausgemus-
terten Polizeichef keine Träne nach.
Sein dirigistischer Stil und seine um-
strittene Personalpolitik haben für
ein schlechtes Betriebsklima ge-
sorgt. Da bleibt nur die Hoffnung,
dass sich das unter Boris Rhein und
Udo Münch ändert.

Norbert Weinbach

Ausgelacht hat jetzt der „abgeschossene“
Landespolizeipräsident Norbert Nedela. nw

Polizeiführungskrise hat Auswirkungen auf das
PP Südhessen

Polizeipräsident Dölger wechselt als kommissarischer Leiter zum HLKA
Der neue Innenminister Boris

Rhein hat es wahr gemacht. Seine
Vorstellung von kooperativem Füh-
rungsverhalten ist anders als der in
der hessischen Polizei praktizierte
„diktatorische Führungsstil“ des
ehemaligen Landespolizeipräsi-
denten Norbert Nedela. Er hat Mut
bewiesen und mit der Versetzung

Nedelas in den Ruhestand ein nach-
vollziehbares Zeichen gesetzt.

Die Kritik dürfte in diesem Zu-
sammenhang auch dem bisherigen
Innenminister Volker Bouffier in den
Ohren klingen. Er war es, der einer-
seits mit fragwürdigen Stellenbeset-
zungen im Führungsbereich der
hessischen Polizei Fakten schaffte

und sich beispielsweise bei der Stel-
lenbesetzung des Präsidenten der
Hessischen Bereitschaftspolizei
auch über ein Urteil des hessischen
Verwaltungsgerichtshofes hinweg-
setzte. Andererseits ließ er den LPP
Nedela gewähren und tolerierte das
dirigistische Führungsverhalten, un-
ter dem vorrangig die Führungs-
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kräfte der hessischen Polizei zu lei-
den hatten.

Die hessische Polizei, die GdP,
aber auch die Personalräte sollten
statt zurück in die Zukunft schauen.
Mit der Ernennung von Udo Münch
ist dem neuen Innenminister ein
durchaus geschickter Schachzug
gelungen. Ein Schutzmann von der
Pike auf, hohe Fachkompetenz,
aber auch ein hemdsärmeliger
Praktiker mit der notwendigen so-
zialen Kompetenz, vor allem aber
ein gesunder Menschenverstand
zeichnen Udo Münch aus, das
höchste Polizeiamt im Sinne der Po-
lizeibeschäftigten mit Leben zu fül-
len.

Zu der „Führungskrise“ passt es
dann auch, dass Sabine Thurau we-
nige Wochen später „auf Ihre Bitte
hin“ von der Funktion der
HLKA-Präsidentin entbunden wur-
de, „um Schaden von dem Amt ab-
zuwenden“.

Erst im März dieses Jahres wurde
die Vorzeigepolizeibeamtin und Ju-
ristin mit einer Bilderbuchkarriere
durch den damaligen Innenminister
Volker Bouffier als bundesweit erste
Frau als Präsidentin eines LKA beru-
fen. Schon wenige Monate später
wurde sie von ihrer vorherigen Tä-
tigkeit als Vizepräsidentin beim Poli-
zeipräsidium Frankfurt eingeholt.

Bis dahin war das PP Südhessen
von diesen Vorfällen noch nicht un-
mittelbar tangiert. Auch der Perso-
nalratsvorsitzende konnte in einem
Telefoninterview mit dem Darms-
tädter Echo mit gutem Gewissen be-
stätigen, dass der im LPP praktizier-
te Führungsstil nicht bei der
Behördenleitung des PP Südhessen
durchgeschlagen war. Dies ist nicht
gleichbedeutend damit, dass es
nicht unterschiedliche Auffassungen
und zwangsläufig auch kontroverse
Diskussionen und Meinungsver-
schiedenheiten zwischen Behörden-
leitung, Gewerkschaft und Perso-
nalrat gegeben hat.

Für den Personalratsvorsitzenden
bedarf es demnach auch nicht der
Nachfrage durch die Presse, um
„dreckige Wäsche“ zu waschen.
Ganz im Gegenteil – in der Vergan-
genheit war es anlassbezogen
durchaus notwendig, auch in der

Presse die Polizeiführung des PP
Südhessen zu kritisieren bzw. diese
auch schriftlich beim LPP zu rekla-
mieren. Die Erfahrung hatte aller-
dings gezeigt, dass LPP Nedela in
seiner Rückantwort eigene Erlasse
falsch zitiert und insgesamt wenig
kritikfähig und letztendlich auch der
falsche Ansprechpartner war. In sol-
chen Fällen ist es künftig notwendig,
entsprechende Kritik unmittelbar
dem Innenminister vorzutragen.

Plötzlich gab es dann aber doch
Veränderungen, die das PP Südhes-
sen tangiert haben. So hat der neue
LPP Udo Münch bei unserem PP
nachgefragt, ob dieser bereit wäre,
nach der Abordnung von Sabine
Thurau die kommissarisch die Lei-
tung des HLKA zu übernehmen.
Letztendlich war es dann sicher ein
Zugeständnis des PP Dölger an den
neuen LPP, diese Funktion zumindest
kommissarisch zu übernehmen.

Jetzt stellt sich vor allem die Fra-
ge, wie lange diese kommissarische
Leitung des HLKA erforderlich sein
wird?

Ich bin fest davon überzeugt,
dass Sabine Thurau, die derzeit zum
LPP abgeordnet ist, nicht wieder an
die Spitze des HLKA zurückkehren
wird. Wird dann PP Dölger der
Nachfolger sein?

Sicherlich ist mit der Übertragung
dieser Leitung eine Beförderung von
B 4 nach B 5 verbunden. Ich denke
aber, dass für PP Dölger das Presti-
ge und die Beförderung von nach-
rangiger Bedeutung sein werden.
Vor allem längere Wege zur neuen
Dienststelle, aber auch die Verbun-
denheit mit dem PP Südhessen wer-
den PP Dölger zum Nachdenken
anregen.

Polizeipräsident Dölger hat kurz-
fristig zu einer außerordentlichen
Führungsbesprechung beim PP
Südhessen eingeladen. In dieser
Runde erörterte er die Umstände,
wie auch seine Bereitschaft, vor-
übergehend die Leitung des HLKA
zu übernehmen. Er ging dabei aller-
dings durchaus davon aus, dass es
sich um eine Abordnung auf Zeit
handeln werde.

Diese Veranstaltung nahm auch
Polizeivizepräsident Uwe Brunnen-
gräber zum Anlass, im Namen der
Führungskräfte PP Dölger nachträg-
lich zu seinem 60. Geburtstag zu
gratulieren.

Zum Zeitpunkt des runden Ge-
burtstages im Sommer, hatte sich
der PP zum „Abenterurlaub“ nach
Papua Neuguinea aufgemacht. Aus
diesem Grunde gab es auch noch
keine Gelegenheit, den Geburtstag
im Kollegenkreis zu feiern. PVP
Brunnengräber überreichte zu die-
sem Anlass das vorgesehene Ge-
burtstagsgeschenk. Es handelte sich
um ein gebundenes Buch, welches
in Bildern den polizeilichen Werde-
gang von Gosbert Dölger doku-
mentierte, ehe er im Jahr 2003 als
Polizeipräsident von Bayern zum PP
Südhessen gewechselt ist. Dazu gab
es eine „Fünf-Sterne Basecap“ des
PP Südhessen.

Wie geht es künftig beim PP Süd-
hessen weiter?

Mit PVP Uwe Brunnengräber ist
das PP Südhessen auch in der Ver-
treterposition hervorragend besetzt.
Auch hier haben wir es mit einen
Schutzmann von der Pike auf zu tun,
der durch einen hohen Sachver-
stand, aber auch durch eine große
Portion an gesundem Menscherver-
stand und sozialer Kompetenz sich
einen guten Namen gemacht hat. Er
wird sicher PP Dölger gut vertreten,
das sehen vor allem die Beschäftig-
ten so, die ihn schon seit Jahren in
verschiedenen Führungsfunktionen
kennengelernt haben.

Egal wie es am Ende ausgehen
wird, entweder gibt es für PP Dölger
eine Beförderung, oder er kommt
zum PP Südhessen zurück. Auf jeden
Fall wird er sicher in den nächsten
6-12 Monaten seinen Dienst im
HLKA versehen müssen.            ms
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Einen alten Baum verpflanzt man nicht
Seniorenseminar: Betreutes Wohnen/Service Wohnen

„Betreutes Wohnen“ ist ein wichti-
ger Begriff für alle Menschen, die äl-
ter werden oder behindert sind.
Man kann nicht rechtzeitig genug
damit anfangen, sich darüber Ge-
danken zu machen, sonst kann es
eines Tages zu spät sein. deshalb
wurde dieses Thema auch beim Se-
niorenseminar 2010 in Tann/Rhön
wieder auf die Tagesordnung ge-
nommen.

In allen Lebensphasen sind Woh-
nung und Wohnumfeld für Men-
schen ein wichtiger Ort an dem pri-
vater Alltag und Lebensstil gestaltet
werden. Das Zuhause ist Quelle für
Sicherheit, Selbstständigkeit und
persönliches Wohlbefinden. Wer
vorausschauend plant, wählt sich
daher schon in seinen „besten Jah-
ren“ einen Wohnort an dem er gute
Bedingungen zum Leben vorfindet –
und denkt dabei auch daran, dass
Wohnung, Haus und Umfeld ein gu-
ter Platz sind, um älter zu werden!

Vorsorge früh beginnen

Die Vorsorge, die das Wohnen im
Alter betrifft, und alle anderen Din-
ge, die damit zusammenhängen,
kann man nicht früh genug begin-
nen. Sie betrifft in erster Linie die
Gesundheit. Es ist nie zu spät, auch
im fortgeschrittenen Alter damit zu
beginnen. Dazu gehören eine aus-
gewogene Ernährung, gesund le-
ben und Bewegung. Dazu gehören
aber auch Dinge, die uns im Alter
oder bei einer Erkrankung/Behin-
derung helfen, einigermaßen selbst
bestimmt weiter zu leben. Vorsorge-
vollmacht, Patientenverfügung und
Betreuungsverfügung sind wichtig.
Man sollte aber auch schon recht-
zeitig eine Vollmacht zur Beantra-
gung der Beihilfe bei der Beihilfe-
stelle abgeben. Es gibt noch
mehrere Arten von Vollmachten, die
aufzuführen aber ein eigenes Se-
minarthema sind. Zu finden sind sie
im Zweifelsfall in den Schriften der
GdP und auch im APS-Programm
der GdP im mitgliederinternen Teil.
Da gibt es auch Hinweise zur richti-
gen Krankenversicherung, zu einer
Pflegeversicherung oder einer Un-
fallversicherung für Senioren. Man

sollte generell seine bestehenden
Versicherungen dahingehend über-
prüfen, ob sie auch wichtig und not-
wendig sind im Alter, ob man sie
umstellen muss oder ob man sie
kündigen kann. Ein zweischneidi-
ges Schwert ist dabei die Sterbe-
geldversicherung. In die zahlt man
bei längerer Laufzeit oft mehr ein,
als man herausbekommt. Das hat
schon die Stiftung Warentest festge-
stellt.

Wohnen im Alter

Wer schon in jungen Jahren die
richtige Entscheidung trifft für ein
Wohnumfeld, das auch dem Alter
gerecht wird, für den trifft das
Sprichwort nicht zu: „Einen alten
Baum verpflanzt man nicht“. Wer
aber in dieser Richtung nicht vorge-
sorgt hat, der sollte sich schnellstens
überlegen, wie er das ändern kann.
„Geht nicht“! gibt es nicht. Alter
oder auch eine körperliche
und/oder geistige Behinderung füh-
ren oft zu Bewegungseinschränkun-
gen. Kann man dann noch die Stu-
fen hochgehen ins Schlafzimmer,
muss man einen Treppenlift einbau-
en, kann man das Schlafzimmer ins
Erdgeschoss verlegen, gibt es dort
die notwendigen sanitären und al-
tersgerechten Anlagen, hat die
Wohnung eine begehbare Dusche
oder eine Hebevorrichtung in der
Badewanne, sind die Türen breit ge-
nug für einen Rollator oder für einen
Rollstuhl, hat das Haus in dem man
wohnt, einen Aufzug? Kann ich mir
in meinem Umfeld die notwendige
Unterstützung/Hilfe/Pflege besor-
gen, gibt es Ärzte in der Nähe, Ein-
kaufszentren, einen öffentlichen

Personennahverkehr, habe ich Fa-
milienmitglieder die mich
unterstützen, habe ich das Geld,
meine Wohnung altersgerecht zu
gestalten, gibt es Finanzhilfen? All
das sind Fragen, die man sich recht-
zeitig stellen und auch beantworten
muss. Auch hier finden sich im
APS-Programm der GdP Antwor-
ten/Adressen, die weiterhelfen.

Demografische Entwicklung

Nicht vergessen dürfen wir die
demografische Entwicklung. Je älter
die Menschen werden, und sie wer-
den immer älter, umso höher ist der
Anteil an Ein-Personen-Haushalten.
Der steigt bei den 80jährigen und
Älteren rein statistisch auf zwei Drit-
tel. Die Zahl der Menschen, die sich
dann nicht mehr selbst versorgen
können, die einen Pflegeplatz/zu-
sätzliche Hilfe benötigen, steigt
ständig. Der Wunsch, bis zum Tod in
vertrauter Umgebung zu bleiben,
geht immer weniger in Erfüllung.
Großfamilien, die helfen könnten,
gibt es auch immer weniger. Barrie-
refreie Wohnungen sind nicht über-
all zu haben, der Umbau oft zu teu-
er. Man sollte sich bei seiner
Gemeinde erkundigen, wer alten-
gerechte Wohnungen vermie-
tet/verkauft. Man sollte auch nicht
davor zurückschrecken, im Zwei-
felsfall das eigene Haus zu verkau-
fen. Die Entscheidung für eine neue
Wohnung/ein ebenerdiges Haus,
sollte rechtzeitig getroffen werden,
damit der Umzug nicht so schwer
fällt. Man sollte dabei auch beden-
ken, dass man den Kontakt zum Ge-
sangverein, zum Sportverein, zu sei-
nen Bekannten und Freunden

Fünfzig Teilnehmer/innen informierten sich beim Seniorenseminar der GdP-Hessen in
Tann/Rhön über Problematiken, die nicht nur im Alter auftreten können. nw
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möglichst nicht verliert. Auch sie
sind im Alter notwendig.

„Gemeinschaftliche Wohnfor-
men, Nachbarschaftshilfe, ehren-
amtliches Engagement, Hilfe zur
Selbsthilfe, all dies sind Möglichkei-
ten, die wachsenden Lücken im fa-
miliären und staatlichen Versor-
gungsnetz nicht nur zu flicken,
sondern mit neuem Leben auszufül-
len“, schreibt die Stiftung Warentest
in ihrem kleinen Leitfaden „Leben
und Wohnen im Alter“. Es gibt im-
mer mehr „junge Alte“ bei denen
das Interesse an Wohnprojekten
wächst, die eine Alternative bieten
zum familiären Netz.

Wohnformen im Alter

Zunächst einmal muss man über-
legen, ob man in der seitherigen
Wohnung/im Haus bleiben kann,
wenn der Partner/die Partnerin die
notwendige Unterstützung leisten
kann oder ob man sich Unterstüt-
zung/Pflege ambulant dazu kaufen
kann. Das gilt auch für altengerech-
te Wohnungen. Eine andere Alter-
native ist ein Mehrgenerationen-

haus wo mehrere Generationen un-
ter einem Dach wohnen. Dann
muss man aber auch in der Lage
sein, sich in diese Gemeinschaft
einzubringen. Stattdessen kann es
aber auch eine Seniorenwohnge-
meinschaft sein in einer großen
Wohnung, wo mehrere Senioren
wohnen und sich gegenseitig unter-
stützen, und sei es nur beim Einkau-
fen. Hier ergänzen sich Alleinste-
hende und Paare. Die dritte
Möglichkeit sind Seniorenwohn-
häuser/Servicewohnen, betrieben
von karitativen/privaten Einrichtun-
gen. Hier kann man Ein- oder Zwei-
personenwohnungen mieten/kau-
fen, mit angeschlossenem Hilfs-
angebot wie Hausmeisterservice,
Wäscheservice/Pflegeservice/Not-
ruf. Auch „Seniorenresidenzen“ ge-
hören in diese Auflistung. Sie sind
aber meist nur für gut betuchte Per-
sonen gedacht. Da gibt es erweiter-
te Leistungen, ein angenehmeres
Ambiente, eventuell einen oder
mehrere Ärzte im Haus und einiges
andere mehr. Im Regelfall sind sol-
che „Residenzen“ teuer.

Als letztes Angebot gibt es dann
noch die Pflegeeinrichtungen. Zu al-
len Wohnformen sind aber im Vor-
feld einige Fragen zu klären, z.B. ob
der Partner/die Partnerin mit einzie-
hen kann, wie das mit der Finanzie-
rung geregelt ist. Hier darf man kei-
ne Angst haben, da die
Pflegekassen/Pflegeinrichtungen
die notwendigen Informationen ge-
ben zur Finanzierung. Man sollte
sich auch nicht davor scheuen, So-
zialhilfe in Anspruch zu nehmen.

Die GdP hat auf Bundes- und
Landesebene das Thema Betreutes
Wohnen/Servicewohnen aufgegrif-
fen. Es ist fester Bestandteil im Se-
niorenprogramm. Gut wäre es,
wenn sich Senioren auf ihrer örtli-
chen Ebene ein wenig in die
GdP-Arbeit einschalteten. Wichtig
dabei ist, dass man Einrichtungen
für „Betreutes Wohnen“ auf örtlicher
Ebene begutachtet, um Empfehlun-
gen geben zu können. Rein juristisch
dürfen wir keine direkten Empfeh-
lungen geben, wir können aber
über unsere Eindrücke berichten.

Norbert Weinbach

Wer bestellt, der bezahlt
Gerhard Kaiser informierte über Pflegeversicherung und Beihilfe

Man müsse unterscheiden zwi-
schen einer Kranken- und einer
Pflegeversicherung, erklärte Ger-
hard Kaiser, Sachbearbeiter bei der
Beihilfestelle in Hünfeld, beim Se-
niorenseminar in Tann/Rhön. Pfle-
geversichert seien alle Menschen in
Deutschland per Gesetz. Es gebe
aber auch noch einen Unterschied
zwischen freiwillig gesetzlich versi-
chert, privat oder bei der Freien
Arzt- und Medizinkasse (FAMK) ver-
sichert. Die Pflegeleistungen sind
aber bei allen versicherten gleich,
außer man hat noch eine zusätzli-
che private Versicherung für solche
Fälle. Wer die Pflegeversicherung in
Anspruch nehmen wolle, benötige
eine Pflegestufe. Die Zuteilung einer
der drei Pflegestufen liege in den
Händen der Mitarbeiter des Medizi-
nischen Dienstes der Pflegeversi-
cherung. Sie handelten im Auftrag
der Versicherung und versuchten,
Geld zu sparen. Das heißt, mög-
lichst keine Pflegestufe zuteilen. Das
gehe bei einem Besuch in etwa nach

dem Motto: Sie können sich doch
noch selbst anziehen, selbst wa-
schen, selbst essen usw.? Natürlich
antworten die meisten Menschen
mit „Ja“, weil sie sich ja noch für voll
handlungsfähig halten. Das aber ist
die Falle. Wer so antwortet, be-

kommt in der Regel keine Pflegestu-
fe. Ohne Pflegestufe gibt es aber
kein Geld von der Pflegeversiche-
rung. Und wer ohne Pflegestufe ei-
nen Pflegedienst beauftragt, der
muss auch für die Kosten aufkom-
men, Motto: „Wer bestellt, bezahlt“.

Zuteilung einer Pflegestufe

Bevor man also für einen zu pfle-
genden Angehörigen eine Pflege-
stufe beantragt, sollte man ein „Pfle-
getagebuch“ führen und über einen
längeren Zeitraum aufführen, was
man mit dem zu Pflegenden macht.
In der Dokumentation könnte ste-
hen: Waschen, anziehen, Schuhe
anziehen, einkaufen gehen, spazie-
ren gehen, Hilfe beim Gang zur Toi-
lette, beim Essen und sonstiges, was
notwendig ist. Dazu sollte man die
aufgewendete Zeit schreiben. Wenn
dann der Medizinische Dienst
kommt, sollte man vorher den oder
die zu Pflegende darauf vorberei-
ten. Man sollte einen festen Termin
ausmachen und anwesend sein, um

Auch wenn er es nicht so richtig wahrhaben
wollte, Gerhard Kaiser war ein Fachmann für
Pflegeversicherung und Beihilfe. nw
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eingreifen zu können. Man kann
auch Einspruch erheben gegen das
„Urteil“ des Medizinischen Dienstes.

Wichtig ist vor allen Dingen, sich
vorher darüber im Klaren zu sein,
ob ambulante oder stationäre Pfle-
ge notwendig ist, ob man selbst zu-
hause pflegt oder die betroffene
Person in ein Heim muss oder ob
betreutes Wohnen mit Heiman-
schluss (Pflegemöglichkeit) ausrei-
chend ist. Ist ein Ehepartner da, der
die Pflege übernehmen kann. Woh-
nen Kinder im Haus, die dazu in der
Lage sind? Muss/kann das
Haus/die Wohnung altersgerecht
umgebaut werden, damit man in
den eigenen vier Wänden bleiben
kann?

Pflegestufen und Kosten

In der Pflegestufe I (ambulant)
reicht das Pflegegeld (zusammen
mit der Rente) meist aus, um selbst
zuhause pflegen zu können oder
eine Pflegekraft in Anspruch zu neh-
men. Bei der Pflegestufe II wird es fi-
nanziell knapp. Das pauschale Pfle-
gegeld ist erheblich geringer wie
der der Zuschuss für professionelle
Hilfe. das ist politisch gewollt.

Bei Pflegestufe III, vollstationär,
reicht das Geld der Pflegekasse auf
keinen fall und es wird auch eng mit
der eigenen Rente und der vom
Staat gewährten Beihilfe bei Pensio-
nären. Will man in dieser Stufe zu-
hause pflegen, sollte man einen
Pflegekurs gemacht haben. Bei pro-
fessioneller privater häuslicher Pfle-
ge prüft die Pflegekasse, ob für
den/die Pflegende/n Rentenbeiträ-
ge gezahlt werden müssen. Die be-
zahlt die Pflegekasse.

Wenn das eigene Geld und das
der Kasse nicht ausreichen, hilft das
Sozialamt. Das prüft aber vorher,
welche Vermögenswerte vorhanden
sind (das eigene Haus wird „verwer-
tet“) und wie diese zu Geld gemacht
werden können für die Pflegekos-
ten. Wichtig ist auch, zu wissen,
dass Familienangehörige auf- und
absteigender Linie zum Unterhalt
verpflichtet sind. Sowohl Eltern für
Kinder als auch umgekehrt. Schwie-
gerkinder gehören nicht dazu. Ihre
Vermögenswerte dürfen auch nicht
herangezogen werden.

Generell ist zu sagen, dass die
Pflegeversicherung verbessert wer-
den müsste. Eine „Ludmila“ mit Tou-
ristenvisum darf hier nicht pflegen,
auch wenn das tausendfach ge-
macht wird. Es ist illegal und straf-
bar, auch wenn es für die Betroffe-
nen bequem ist, jemanden für etwa
1000 Euro zu haben, der rund um
die Uhr pflegt. Es gibt professionelle
Pflegedienste, die ausgebildete
Kräfte vermitteln. Das kostet in der
Regel 1100 bis 1300 Euro im Mo-
nat. Dann trägt dieser Pflegedienst
das Risiko. er muss diese Menschen
gesetzlich versichern.

Beihilfe

Auch für notwendige Pflege gibt
es Beihilfe. 50 Prozent zahlt die Pfle-
gekasse, 50 die Beihilfe. Wer eine
Pflegestufe hat, sollte dies mit der
„Anlage P“ der Beihilfestelle schi-
cken. Bei der Pflege gilt die Bundes-
beihilfeverordnung. Bei Hilfsmitteln
gibt es feste Sätze nach dem Kata-
log für Pflegehilfsmittel, z.B. für ein
Pflegebett mit einer bestimmten Ma-
tratze, für einen Badewannenlifter,
bei der Verbesserung des Wohnum-
feldes (etwa bodenebene Dusche,
breite Tür für Rollstuhl, Treppenlift).
Das geht aber nur, wenn eine Pfle-
gestufe zugeteilt ist. Alles was hier
von der Krankenkasse/Pflegekasse
anerkannt wird, ist auch beihilfefä-
hig. Zuschüsse gibt es auch bei ein-
facheren Hilfsmitteln wie Rollator,
Krücken, Toilettenstuhl). Bei einem
Heimaufenthalt seien Inkontinenz-
artikel meist im Heimsatz enthalten.
Würden sie gesondert verordnet,
dürfe kein Eigenanteil abgezogen
werden, da es sich nicht um ein Re-
zept handle.

Es gibt auch Beihilfe für Unter-
kunft und Verpflegung (Hotelkos-
ten), abzüglich des Anteils, der zu-
hause auch benötigt würde. Bei
ambulanter Pflege können auch
Teilleistungen eines Pflegedienstes
in Anspruch genommen werden.
Das gilt als „Pflegesachleistung“
(Kombipflege). Bei häuslicher Pfle-
ge hat der/die Pflegende Anspruch
auf bis zu vier Wochen Urlaub, auf
Kosten von Pflegeversicherung und
Beihilfe. Ein Bediensteter, der An-
spruch auf Beihilfe hat, sollte mög-
lichst sofort bei der Beihilfestelle ei-
nen Antrag stellen, dass bestimmte

Personen die Beihilfe in seinem Na-
men beantragen können. Dazu gibt
es ein Formular, das bei der Beihil-
festelle beantragt werden kann.
Dort wird der Antrag mit den ent-
sprechenden Namen registriert.
Das kann man jederzeit machen, da
man nicht weiß, ob man nicht plötz-
lich aufgrund eines Unfalls oder ei-
ner Krankheit nicht mehr in der Lage
ist. für sich selbst zu sorgen. In die-
sen Bereich gehören auch die Kapi-
tel Patientenverfügung und Vorsor-
gevollmacht.

Änderungen der Beihilfe

Er sei zwar nicht unbedingt auf
dem neuesten Stand der geplanten
Beihilfeänderungen, sagte Gerhard
Kaiser, mit dem man während sei-
nes Vortrags diskutieren konnte, er
sei sich aber sicher, dass etwas ge-
ändert werde und zwar zuunguns-
ten der Beschäftigten. Ein „Diktat
der leeren Kassen“ dürfe allerdings
nicht zu rigorosen Kürzungen kom-
men. Das hätten höchstrichterliche
Urteile schon festgelegt. Man rech-
ne mit einer Kürzung der Sätze für
Heilpraktiker (die eigentlich ganz
gestrichen werden müssten, was
aber eine bestimmte Partei verhin-
dert habe). Es gäbe auch ein Urteil
des Bundesverfassungsgerichts,
dass die Praxis, den Erben eines bei-
hilfeberechtigten verstorbenen kei-
ne Beihilfe gezahlt werden, nicht
verfassungsgemäß sei. Notwendige
Aufwendungen für Beerdigungen
würden als Beihilfe auch an Eltern
oder Kinder ausgezahlt. Bei ande-
ren Personen muss nachgewiesen
werden, was bezahlt worden ist und
was die Krankenkasse bezahlt hat.
Die Sachleistungsbeihilfe für freiwil-
lig gesetzlich Versicherte wird wahr-
scheinlich wegfallen, so Kaiser. Da-
von seine aber nur etwa zehn
Prozent der Polizeibeamt/innen be-
troffen. Man könne nur hoffen, dass
es einen Bestandsschutz gebe. Die
Beihilfe müsse angemessen sein.
Die Leistungen dürften nicht unter
den gesetzlichen Leistungen liegen.
Zu Problemen könne es hier bei
Hörgeräten kommen. Die würden
sehr schlecht „gesponsert“. Gesetz-
liche Versicherungen zahlten fast
das Doppelte. Probleme gebe es
auch bei der Beschaffung von Ce-
pap-Geräten für Schlafapnoe.
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Wer sich persönlich über „Pflege“
und alles was damit zusammen-
hängt informieren will, der Kann
sich bei der örtlichen Arbeiterwohl-
fahrt, bei der Caritas, der Inneren
Mission oder bei seinem zuständi-
gen Sozialamt informieren. Dort
wird ihm kompetenter Rat zuteil.
Man kann wegen entsprechender
Broschüren auch anfragen beim
Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend. Bro-

schüren können dort bestellt wer-
den unter der Adresse: Postfach
201551, 53145 Bonn. Eine gute
Adresse für ältere Menschen ist
auch die „BAGSO“. Bundesarbeits-
gemeinschaft der Senio-
ren-Organisationen, Bonngasse
10, 53111 Bonn, E-Mail: kon-
takt@bagso.de.

Lob für Veranstalter und
Veranstaltungsort

Die Seminarteilnehmer/innen
zeigten sich sehr angetan von die-
sen Informationen. Sie lobten bei
der Seminarkritik auch das Engage-
ment des Seniorenvorstandes. Viel
Lob gab es für Unterkunft und Ver-
pflegung im Gasthaus „Zur Krone“.
Da merkten alle, dass dieses Haus
auch eine eigene Metzgerei hat mit
vielen Wurst- und Fleischspezialitä-
ten.                                          nw

PSHH bietet Hilfe in Notlagen
Bernhard Langer und Walter Janouscheck bei den Senioren

Beim gut besuchten Seniorense-
minar der Hessen-GdP in Tann/
Rhön, berichtete Bernhard Langer
über die Aktivitäten der Poli-
zei-Sozialhilfe Hessen, die mit den
GdP-Senioren zusammenarbeite.
Die PSHH unterstütze Kolleg/innen
in Notlagen. Es gäbe zahlreiche
kranke Kolleg/innen, denen man
helfen könne, wenn es ihnen finan-
ziell nicht so gut gehe. Es könne mo-
netäre Hilfe sein oder auch Hilfe bei
Bürokratismus. Notwendig sei aber,
dass die Kreisgruppen an die PSHH
heranträten. Walter Janouschek
stellte das „Präventivprogramm für
Senioren“ vor. Hier sei ein Netzwerk
geknüpft worden mit Behörden, Or-
ganisationen, Vereinen und Politi-
kern. Die PSHH sei gerne bereit,
dieses Programm den Senioren in
Bezirks- und Kreisgruppen vorzu-
stellen. Die Erlaubnis, das auf
Dienststellen zu machen, habe das
HmdIuS generell gegeben. Interes-
sierte Kreisgruppen müssten aber
auch hier an die PSHH herantreten.
Adresse der PSHH:

Polizei-Sozialhilfe Hessen, Saa-
lestr. 9, 65468 Trebur, Telefon
06147-7305.

Gesprächsklima hat sich
verbessert

Mit dem neuen Innenminister Bo-
ris Rhein sei ein angenehmes Ge-
sprächsklima zustande gekommen,
berichtete der stellvertretende
GdP-Landesvorsitzende Jörg Schu-
macher beim Seniorenseminar. Mit
dem neuen Dienstrechtsmoderni-
sierungsgesetz würden auch die
Verhandlungen aufgenommen
über eine Veränderung der Lebens-
arbeitszeit. Es stehe immer noch das
Motto der GdP im Raum „20 Jahre
belastende Dienstzeit sind genug“.
Da werde es dann allerdings Über-
gangsvorschriften geben. Generell
kämen auf die Beschäftigten des öf-

fentlichen Dienstes durch die
Föderalismusreform noch einige
Änderungen zu. Interessant sei auch
ein neues höchstrichterliches Urteil,
dass der Urlaubsanspruch auch bei
längerer Krankheit nicht verfalle.
Die GdP kümmere sich auch um
den Bereich des Zusatzurlaubs für
den Schichtdienst. Durch die Föde-
ralismusreform habe die Bun-
des-GdP immer weniger zu sagen,
klagte er, die Landesbezirke müss-
ten aber weiterhin das gleiche Geld
an den Bund bezahlen, hätten aber
immer mehr Aufgaben alleine zu er-
füllen.

Auch zur Mitgliederwerbung fand
Jörg Schumacher einige Worte.
Man müsse junge Leute mit Präsen-
ten werben und ihnen während der
Studienzeit auch einen Teil des Bei-
trags erlassen, da dies andere Or-
ganisationen ebenso machten.
Aber auch hier müsse der LB Hessen
nach wie vor die Beitragsanteile an
den Bund bezahlen für den vollen
Gewerkschaftsbeitrag. Weitere The-
men waren das „GdP-Phone 02“
und das Dienstrechtsmodernisie-
rungsgesetz, das sich auch mit der
Veränderung der Beihilfe befassen
werde. Sowohl zu dem Beitrag der
PSHH-Vertreter als auch zu dem von
Jörg Schumacher gab es eine rege
Diskussion.                               nw

Jörg Schumacher, stehend, und Bernhard Lan-
ger waren zwei der Referenten bei Senioren-
seminar der Hessen-GdP in Tann/Rhön. nw

Die Rechte der Senioren stärken
Süddeutsches Treffen der GdP-Senioren in Eltville/Rheingau

Immer im eigenen Saft kochen
oder bei den Bundesvorstandssit-
zungen der GdP-Senioren in Berlin
zuhören, was in den einzelnen Bun-
desländern passiert oder gesche-

hen ist, ist eine Sache. Sich aber zu
einem zweitägigen Gedankenaus-
tausch treffen mit allen süddeut-
schen Ländern, angefangen von
Bayern bis Sachsen, das ist eine an-

dere Sache. Da kann man sich
ausführlich unterhalten, kann auch
ausloten, wo das besondere Interes-
se der „Süddeutschen“ liegt und
welche Schwerpunkte man unter
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Umständen gemeinsam setzen
könnte.

Das war auch nicht anders, als
sich die Vertreter der süddeutschen
Länder in Eltville im schönen Rhein-
gau trafen. Eingeladen hatte der
Bezirk Bundeskriminalamt (Win-
fried Wahlig). Natürlich gab es da-
bei auch eine Führung durch die
„Stadt der Rosen“ und ein gemütli-
ches Abendessen mit der Verkos-
tung verschiedener Weine. Die
Hauptrebe im Rheingau ist der Ries-
ling und der schmeckte den meisten
Teilnehmern auch am besten. Zu
diesem Abendessen hatte sich auch
Bezirksvorsitzender Jürgen Vorbeck
eingefunden, der die Teilnehmer
herzlich begrüßte.

Nachlese zur Bundessenioren-
konferenz

Einer der Schwerpunkte der Bera-
tung war die „Nachlese“ zur Bun-
desseniorenkonferenz. Hier waren
sich eigentlich alle Teilnehmer (und
die einzige Teilnehmerin) einig, dass
die Vorstandswahlen eine vorher
abgekartete Sache waren, dass der
Bundesseniorenvorstand noch am
Tag zuvor Norbert Weinbach mehr-
heitlich nominiert habe, obwohl da
schon der Mehrheit klar war, dass er
nicht gewählt würde. Er fiel im ers-
ten Wahlgang mit Pauken und
Trompeten durch, was in der Be-
richterstattung der Zeitschrift „Deut-
sche Polizei“ nur mehr oder weniger
in einem Nebensatz erwähnt wurde.
Weinbach verzichtete im zweiten
Wahlgang auf eine erneute Kandi-
datur. Gewählt wurde dann der
Mann, der eigentlich als Stellvertre-
ter nominiert worden war, der aus
Nordrhein-Westfalen kam und sich
mit einer langen, sehr gut vorberei-
teten Rede, den Delegierten vor-
stellte. Er wurde dann auch zum

Vorsitzenden gewählt. Norbert
Weinbach machte bei dem Treffen
in Eltville deutlich, dass er von vorn-
herein auf eine Wahl verzichtet hät-
te, wenn die Vorstandsmitglieder
ehrlich gewesen wären. Dann hätte
man sich diesen Schlamassel erspa-
ren könne. Es bleibe ein gewisses
Misstrauen, was die zukünftige ver-
trauensvolle Zusammenarbeit im
Bundesvorstand nicht gerade leicht
mache.

Rechte der Senioren in der GdP

Ausgiebig diskutiert wurden auch
die Rechte der Senioren in den Ein-
zelgewerkschaften des DGB. Dabei
waren die Teilnehmer erstaunt, dass
sogar die GdP-Vertreter beim

DGB-Bundeskongress gegen die
Aufnahme in den DGB-Vorstand
gestimmt hätten. In fast allen Einzel-
gewerkschaften werde die Senio-
renarbeit nicht so ernst genommen,
wie in der GdP. Artur Jung, seither
Bundesseniorenvorsitzender, war
der Ansicht, dass die Seniorenver-
treter in den Ländern stimmberech-
tigte Mitglieder des geschäftsfüh-
renden Vorstandes sein sollten
(ebenso wie Junge Gruppe und
Frauengruppe). Im Saarland habe
man für die Senioren viele (selbst-
verständliche) Rechte erkämpft. Da
hätten die Senioren auch einen ei-
genen Etat. Die Anschaffungen von
technischen Geräten für den Senio-
renvorsitzenden, wie etwa Compu-
ter oder Drucker, würden vom Lan-
desvorstand bezahlt. Bei
Landesdelegiertentagen sollten die
Seniorenvertreter der Bezirke auch
Delegierte sein. Da Frauengruppe
und Junge Gruppe im Regelfall zu
den Aktiven im Beruf gehörten,
gebe es hier eine Überschneidung
zu den nicht mehr aktiven Pensionä-
ren. Auch beim Bundeskongress

sollten Pensionäre mit ordentlichen
Delegierten vertreten sein. Da erhe-
be sich die Frage, inwieweit die Sat-
zung geändert werden müsse, um
das in den Ländern durchzusetzen.

Unterschiedliche Arbeit in den
Ländern

Aus den Berichten der Teilnehmer
ging einmal mehr hervor, dass in
den einzelnen Ländern/Bezirken
unterschiedlich gearbeitet werde.
Das liege an den örtlichen Vertre-
tern. Da müsse es klappen. Als Bei-
spiele wurden unter anderem ge-
nannt Ein- oder Mehrtages-Fahrten,
Stadtführungen, Grillfeste, Kegel-
abende, Theaterbesuche, Teilnah-
me an Demonstrationen der GdP
oder des DGB. Die Seniorenvertre-
ter sollten auch zu den
KG-Versammlungen gehen, um im-
mer auf dem Laufenden zu sein. Die
Seniorenarbeit werde immer wichti-
ger. Diese Arbeit müsse in den Gre-
mien besprochen werden, weshalb
die Seniorenvertreter auch in den
entscheidenden Gremien vertreten
sein müssten. Aufgeworfen wurde in
diesem Zusammenhang auch die
Frage nach dem „Beirat“. Werde es
den in den kommenden Jahren
noch geben oder einmal pro Jahr
eine Versammlung mit allen Kreis-
gruppenvorsitzenden und den Ver-
tretern der Personengruppen. Da
müsste dann ein gewerkschaftspoli-
tischer Bericht erfolgen und der
Haushalt verabschiedet werden.

nw

Die Teilnehmer am Treffen der süddeutschen Seniorenvertreter der GdP in Eltville. nw

Rätsel
Max, der sonst nur schwarzen Kaffee
trinkt, möchte einmal Milchkaffee probie-
ren. Er bestellt im Cafe` eine Tasse Kaffee
und ein Kännchen Milch. Zunächst trinkt
er genau ein Sechstel des schwarzen Kaf-
fees aus der Tasse und füllt mit Milch auf.
Die Mischung schmeckt ihm, er trinkt ein
Drittel der Tasse leer und füllt wieder mit
Milch auf. Mit dem dritten Schluck leert er
die Tasse zur Hälfte, und nachdem er sie
wieder mit Milch aufgefüllt hat, trinkt er
sie mit einem Zug aus.
Hat er nun mehr Kaffee oder mehr Milch
getrunken?

Lösung
Weder noch. Er hat genauso viel Kaffee

wie Milch getrunken.
Getrunkener Kaffee: 1/6 + 1/3 + 1/2
Tasse = 1/6 + 2/6 + 3/6 = 6/6 oder 1
Tasse.
Genauso berechnet sich die jeweils nach-
gegossene Milchmenge 1/6 + 1/3 + 1/2
Tasse Milch.      hr
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Die verblödete Republik
Wie uns Medien, Wirtschaft und Politik für dumm verkaufen

Der 57jährige Thomas Wieczo-
rek ist studierter Volkswirtschafter,
Journalist und Parteienforscher. Er
arbeitete für verschiedene renom-
mierte Zeitungen, Rundfunk und
Fernsehen. Promoviert hat er mit
dem Thema „Die Normalität der Po-
litischen Korruption“. Schon das
zeigt die kritische Einstellung des
Bücherschreibers, dass er den Par-
teien und den Managern der Wirt-
schaft kritisch auf die Finger schaut,
dass er die Hintergründe des politi-
schen und wirtschaftlichen Gesche-
hens ausleuchtet und öffentlich
macht. Das macht er auch in dem
hier besprochenen Werk „Die ver-
blödete Republik“ mit dem Unterti-
tel „Wie uns Medien, Wirtschaft und
Politik für dumm verkaufen“. Das
Buch ist 2009 erschienen im Knaur
Taschenbuch Verlag, ISBN
978-3-426-78098-5, zum Preis
von 8,95 Euro und im Buchhandel
erhältlich.

Dass dieses Werk keine Eintags-
fliege ist, zeigen die ebenfalls bei
Knaur erschienen Bücher von Wiec-
zorek: „Die Stümper“. Über die Un-
fähigkeit unserer Politiker.
„Schwarzbuch Beamte“. Wie der
Behördenapparat unser Land rui-
niert. „Die DAX-Ritter“. Wie Mana-
ger unser Land ruinieren. „Die Dilet-
tanten“. Wie unfähig unsere
Politiker wirklich sind. In allen Wer-
ken nimmt der Autor kein Blatt vor
den Mund, belegt seine Aussagen
mit entsprechenden Quellenanga-
ben und Hintergrundinformatio-
nen.

In seinem neuen Werk nimmt
Thomas Wieczorek nicht nur Politik
und Wirtschaft aufs Korn, auch die
Medien werden nicht verschont.
Das Fernsehprogramm werde im-
mer seichter, zeige immer mehr
Koch- und Tiergeschichten, Daily
Soaps, Superstar- und Topmo-
del-Wettbewerbe, fülle die Abende
mit meist sinnlosen Talkrunden und
berufe sich auf zweifelhafte, weil
nicht belegte, Gutachten und Um-
fragen in der Bevölkerung. „Man
kann einen Teil des Volkes die ganze
Zeit täuschen, Und das ganze Volk
einen Teil der Zeit. Aber man kann

nicht das ganze Volk die ganze Zeit
täuschen“, zitiert er den einstigen
amerikanischen Präsidenten Abra-
ham Lincoln. Es ist auch nicht alles
wahr „weil’s in der Zeitung steht“,
wie ein Liedermacher einmal sang.
Meinungsfreiheit ist die Freiheit eini-
ger weniger Medienmacher, weiß
Wieczorek. Die wahre Volksverblö-
dung aber findet genau dort statt,
wo sie der selbsternannte Bildungs-
bürger am wenigsten vermutet: in
den Medien, der Wirtschaft und vor
allem in der Politik, schreibt der Au-
tor. Wer all die hochgestochenen
Berichte und Kommentare der „se-
riösen Medien“, die supergewichti-
gen Konjunkturprognosen der Wirt-
schaft und die treuherzigen
Wahlversprechen der Politik so un-
reflektiert aufsaugt wie der Bibel-
treue das Alte Testament, der ist
schon hereingefallen. Heraus
kommt ein Abklatsch, der noch we-
niger Wert ist als ein Zerrbild. Letzte-
res nämlich könnte man – rein theo-
retisch entzerren. Was den Bürgern
allerdings Tag für Tag, Woche für
Woche, Jahr für Jahr zugemutet
wird, das ist – wie der Volksmund zu
Recht sagt – „so falsch, dass nicht
einmal das Gegenteil stimmt“. Dass
noch immer viel zu viele Mitbürger

dem geballten Müll der Meinungs-
macher vertrauen, ist die schlechte
Nachricht. Dass immer mehr Men-
schen den Verblödungsprofis auf
die Schliche kommen – siehe auch
manche Nichtwähler – lässt hoffen,
schreibt Wieczorek. „Stuttgart 21“
ist ein positives Beispiel.

Der Autor greift die „Soziale
Marktwirtschaft“ ebenso auf wie
den „Neoliberalismus“. Er sieht im
„Ehrenamt“ die Dummen, geißelt
die sich immer weiter ausbreitende
Schere zwischen arm und reich
ebenso wie den Spruch, dass Min-
destlohn den Aufschwung gefähr-
det. Er zeigt auf, dass immer die
kleinen Leute mit weniger Einnah-
men und höheren Steuern den Kar-
ren aus dem Dreck ziehen, den
skrupellose Manager und Banker
dorthin gefahren haben. Reiche
Leute werden geschont. Unter Hel-
mut Kohl mussten sie höhere Steu-
ern zahlen als unter Rot-Grün.
„Heuschrecken“, das Übel in vielen
Wirtschaftszweigen, wurden auch
erst durch Schröder und Fischer
möglich. Fehler haben aber auch
CDU, FDP, Grüne und Linke ge-
macht. Irgendwo geht es ihnen alle
irgendwie um Macht und nicht um
Gerechtigkeit. Wieczorek entlarvt
den Spruch „Kapital“ arbeitet“, zeigt
auf, dass auch mit Riester-Rente die
Alten künftig verarmen, dass „Kun-
denberater“ von Banken und Versi-
cherungen mehr auf ihren eigenen
Vorteil schauen als auf den ihrer
Kunden.

Er weiß, dass Meinungen erkauft
werden von allen, die ein Interesse
an der Erhaltung der Macht haben.
Kriege am Balkan, im Irak oder
Afghanistan nutzen nur den Rei-
chen, nicht aber dem Volk. Es gehe
nicht um Demokratie, sondern um
wirtschaftliche Macht. Es werden
Menschen, Gruppen gegeneinan-
der ausgespielt, die Unterschicht
gegen die Oberschicht, die Dicken
gegen die Dünnen, so wie es den
Menschen passt, die an den Hebeln
der Macht sitzen. Es wird gelogen
und betrogen, offen und verdeckt,
die Wirtschaft beherrscht die Politik,
Bildung wird nur insoweit zugelas-

Wer sich ein Bild machen will, wie Politik und
Wirtschaft wirklich funktionieren, wie wir auf
den Arm genommen werden, der sollte das
Buch „Die verblödete Republik“ lesen. nw



28

sen, als sie die Mächtigen nicht ge-
fährdet und so weiter und so weiter.

Die Bandbreite dessen, was Tho-
mas Wieczorek anspricht, geht so
weit, dass man sie hier nicht voll

wiedergeben kann. Lesenswert ist
sein Buch „Die verblödete Republik“
aber allemal. Dabei werden so
manchem Leser, so mancher Lese-
rin, die noch nicht ganz verblödet
sind, die Augen aufgehen über das

Ränkespiel der „Eliten“ und derer,
die sich dafür halten.

Norbert Weinbach

Ansprechpartner sind die Personalräte
GdP lehnt Modell „Landesbeauftragte“ der hessischen SPD ab

Die Fraktion der SPD im hessi-
schen Landtag hat einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der eine/n Landes-
beauftragte/n für die hessische
Polizei beim hessischen Landtag
vorsieht. Das Muster ist dabei wohl
der Wehrbeauftragte der Bundes-
wehr, der dem Bundestag unter-
steht. An ihn können sich Angehöri-
ge der Bundeswehr vertraulich
wenden. Er ist nicht der Bundesre-
gierung verantwortlich, sondern nur
dem Bundestag. Da sich aber die
Strukturen von Bundeswehr und Po-
lizei nicht ähneln, sieht die GdP kei-
ne Notwendigkeit für einen beson-
deren Polizeibeauftragten.

Zwar sind sich alle Fachleute in
den hessischen Landtagsfraktionen
einig, dass die Polizei über eine un-
sensible Führungskultur verfügt, wie
man in den vergangenen Wochen
auch den Medien entnehmen konn-
te. „Fortwährende Unmutsäußerun-
gen von Kolleg/innen über eine diri-
gistische Führungskultur bis hin zu
systematischen Mobbingvorwürfen
innerhalb der hessischen Polizei
sind nicht neu und in einer Vielzahl
von Fällen eindeutig zu belegen.
Neu hingegen sind der deutliche
Anstieg und das damit verbundene
breite Interesse der Medien“, fasst
die GdP die Sachlage zusammen.
Mit großer Aufmerksamkeit und
auch mit Sorge betrachte die GdP
die Berichterstattungen zu dem The-
ma. Bereits im Jahr 2007 habe die

GdP in einem öffentlichen Beitrag
auf die inakzeptable Führungskultur
hingewiesen.

Ein/e Polizeibeauftragte/r könnte
hilfsweise geeignet sein, sich der
Sorgen und Nöte der Polizeibe-
schäftigten als unabhängige Institu-
tion anzunehmen, losgelöst von
Dienstrang und Dienstweg, falls an-
dere Ansprechpartner nicht zur Ver-
fügung stünden, ist die Meinung der
GdP. Sie sieht aber in den von den
Beschäftigten selbst gewählten Per-
sonalräten die zuständige Stelle für
die Sorgen und Nöte der Kolleg/in-
nen. Das ergebe sich zweifelsfrei
aus den gesetzlich fixierten Aufga-
ben und Befugnissen der Personal-
räte. Beklagenswert sei allerdings,
dass unter der Verantwortung der
Landesregierung die Rechte der Per-
sonalräte stark beschnitten und ihre
Zahl begrenzt worden sei. Es gebe
bei Länder- und Bundespolizei kein
schlechteres personalrätliches Be-
treuungsverhältnis als bei der Polizei
in Hessen. Trotz nachhaltiger Hin-
weise im Gesetzgebungsverfahren
habe sich die Mehrheit im Parla-
ment beratungsresistent gezeigt.
Von einer „vertrauensvollen Zusam-
menarbeit“ zwischen Behördenlei-
tung und Personalräten könne keine
Rede mehr sein. Eigentlich sollte sie
eine gute Führungskultur und damit
auch ein gutes Betriebsklima garan-
tieren oder zumindest dabei mithel-
fen. Das bedeute in einem demo-

kratischen Rechtsstaat aber eine Ba-
lance beiderseitiger Interessen.

Diese Balance sei durch die Be-
schneidungen der Befugnisse der
Personalräte im Hessischen Perso-
nalvertretungsgesetz (1999 und
2003) nicht mehr gegeben. Durch
eine einseitige Kräfteverteilung
könnten die Personalräte die Inter-
essen der Kolleg/innen nur noch
sehr eingeschränkt vertreten. So
sind der Unmut, die Unzufriedenheit
und die mangelnde Akzeptanz zum
Führungspersonal beklagenswerter
Weise im Laufe der vergangenen
Jahre gewachsen, wie sich nun zei-
ge. Eine unabhängige Kontrollin-
stanz, auch wenn sie unmittelbar
beim hessischen Landtag angesie-
delt sei, sei kein Garant für eine de-
mokratische und von allen Seiten
akzeptierte Führungskultur. Die hes-
sische Polizei brauche keinen „Su-
pervisor“ und kein „Konkurrenzor-
gan“ zu den Personalräten, sondern
ein gelebtes innerdemokratisches
Leitbild. „Insofern ist das Institut des
oder der Polizeibeauftragten nicht
nur ein vom Grundgedanken der
Personalräte wegverlagerte Hilfslö-
sung, sondern eine „ultima ratio“,
die bei einer angemessenen perso-
nalrätlichen Personalausstattung
und einer gelebten demokratischen
Führungskultur entbehrlich wäre“,
ist die Meinung der GdP. Deshalb
lehnt sie den/die Personalbeauf-
tragte/n ab. gdp/nw

Aktiv werden und Protest organisieren
Empfindliche Erhöhung der Krankenkassenbeiträge

„Beschäftigte und Erwerbslose
sollen Rosskur bezahlen“, schreibt
die Gewerkschaft Ver.di in einem
Flugblatt und ruft damit zu gemein-
samer Gegenwehr auf. „Aktiv wer-
den und Protest organisieren“ lautet
ihr Motto. Dabei geht wieder einmal
um eine „Reform“, die das Wort Re-

form nicht verdient. Reform heißt ei-
gentlich, etwas besser zu machen.
Was die Bundesregierung aber jetzt
mit der so genannten „Krankenkas-
senreform“ macht, liegt genau auf
der Linie der Regierung, die vor eini-
gen Jahren das Solidaritätsprinzip

der deutschen Krankenversicherung
aufgebrochen hat.

Unternehmer und Beschäftigte
zahlten nicht mehr je die Hälfte der
Beiträge. Arbeitgeber brauchten nur
noch 7,0 Prozent zu zahlen und Er-
werbstätige 7,9 Prozent des einheit-
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lichen Beitragssatzes von 14,9 Pro-
zent. Unabhängig davon
wurde/wird die Solidarität untergra-
ben durch Vorteile für die private
Krankenversicherung.

Allen Politikern voran marschiert
Bundesgesundheitsminister Philipp
Rösler (FDP), selbst Mediziner. Er
sieht dieses ungerechte und unter-
schiedlich belastende Verfahren als
veraltet an. Er will die seit 1999 um
mehr als 30 Prozent gestiegenen
Ausgaben der Krankenkassen
durch erhöhte Beiträge finanzieren.
Gleichzeitig will er aber auch im
kommenden Jahr die Zuschüsse um
0,4 Milliarden Euro und 2012 um
weitere 1,3 Mia Euro senken. Dazu

kommt noch, dass die Ausgaben für
Arzneimittel weit überdurchschnitt-
lich um fast 70 Prozent gestiegen
sind. Gegen die Pharmaindustrie
und ihre gut verdienenden Mana-
ger will Herr Rösler aber nicht vor-
gehen. Diese einflussreichen Unter-
nehmen sollen nicht unnötig zur
Kasse gebeten werden.

Da die Erwerbstätigen und die
Arbeitslosen aber keine solche Lob-
by haben, müssen sie die Zeche be-
zahlen. Ihr Beitrag steigt erst einmal
auf 8,2 Prozent. Wenn das nicht
reicht, werden nicht etwa die Arbeit-
geber zur Kasse gebeten, dann kön-
nen (müssen) die Krankenkasse
„Zusatzbeiträge“ erheben. Die wer-

den aber nicht mehr wie bisher auf
ein Prozent des Einkommens be-
schränkt sein. Während der Ge-
sundheitsminister behauptet, der
durchschnittliche Zusatzbeitrag falle
bis 2014 nicht höher aus als 16 Euro
im Monat, rechnen ernstzunehmen-
de Wissenschaftler mit einem An-
stieg von bis zu 80 Euro im Monat
bis zum Jahr 2020.

Nur wenn sich alle Beschäftigten
gegen diese „Reform“ gemeinsam
wehren, bestehe die Chance auf
Wiederherstellung der solidarischen
Krankenversicherung, ist die nicht
unberechtigte Meinung von ver.di.

nw

„Schuldenverbot“ - ein Bumerang für die Bevölkerung
Hessische Landesregierung will das Volk verdummen

Eigentlich sollte die Bevölkerung
froh sein, wenn den Regierungen
ein „Schuldenverbot“ in die Verfas-
sungen geschrieben würde. Der
Bundestag hat so etwas ins Grund-
gesetz geschrieben. Angesichts der
vielen Milliarden Euro, die diese Re-
gierung angehäuft hat, erscheint
das ja vernünftig.

Auch die hessische Landesregie-
rung hat in den vergangenen Jah-
ren weit über ihre Verhältnisse ge-
lebt und Milliarden neue Schulden
angehäuft. Jetzt will sie auf die be-
rühmte „Schuldenbremse“ treten
und bis zu einem gewissen Zeit-
punkt keine neuen Schulden mehr
machen und die alten abbauen.

Diese Regierung ist aber nicht so
dumm, wie es scheint. Sie will näm-
lich bei der Kommunalwahl im März
2011 per Volksbefragung wissen,
ob es ein „Schuldenverbot“ geben
solle. Damit haben dann alle Wahl-
berechtigten den schwarzen Peter.
Wenn es nämlich ein „Schuldenver-
bot“ gibt, ist damit zu rechnen, dass
der Bevölkerung künftig bestimmte

Dinge vorenthalten werden. Es
könnte für die Landesregierung ein
Signal sein, zum Beispiel die Gehäl-
ter/Pensionen/Renten der Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes zu
kürzen, Gelder für Kindergärten
und Schulen zu kürzen oder gar zu
streichen. Dann wäre unter Um-
ständen die öffentliche Sicherheit in
Gefahr oder unser Bildungswesen
ginge noch mehr am Stock als seit-
her. Die bisherige Rentenreform der
Bundesregierung erschöpft sich
doch wieder nur im Streichen von
Leistungen. Und die Gesundheitsre-
form verdient diesen Namen auch
nicht, weil sie wieder zu Lasten der
arbeitenden Menschen geht, nicht
zu Lasten der Unternehmer. Die Bei-
träge werden einmal mehr höher
und die Leistungen geringer. Wenn
es darum geht, der Bevölkerung et-
was wegzunehmen, sind Politiker
immer erfinderisch. Das gilt auch,
wenn sie nichts streichen und statt-
dessen die Steuern und Abgaben
erhöhen. Das geht dann auch wie-
der zu Lasten der kleinen Leute. Es
glaubt doch keiner, dass dann die

Steuern für die gut verdienenden
Manager oder für Konzerne erhöht
werden.

Der Fehler in dem Angebot einer
Volksabstimmung zur „Schulden-
bremse“ liegt genau hier. Das Volk
soll sich selbst beschränken. Wer
aber vom Volk wissen will, ob es kei-
ne neuen Staatsschulden will, der
sollte dieses Volk auch fragen, wie
es sich die Einnahmen des Staates
vorstellt, ob es damit zufrieden ist,
dass eine Handvoll Menschen Mil-
lionen und Milliarden scheffelt und
die Mehrheit der Menschen eigent-
lich immer ärmer wird.

Ich persönlich bin für eine Bremse
in der Staatsverschuldung. Die Ein-
sparungen müssten dann aber ge-
recht verteilt werden und die Steuern
für Besserverdienende müssten an-
gehoben werden, um die „kleinen
Leute“ zu entlasten. So wie es jetzt
aussieht, werde ich bei der Volksab-
stimmung gegen eine „Schulden-
bremse“ in der Hessischen Verfas-
sung stimmen. Norbert Weinbach

Nicht nur den Garten winterfertig machen
Gute Tipps vom Offenbacher „Umweltrolf“, auch zum Klimaschutz

Bei frostfreiem Wetter können wir
beginnen, die Obstbäume zu
schneiden und einjährige Triebe der
gewünschten Sorten als Verede-
lungsreiser schneiden und an ge-

schützter Stelle im Garten trocken
einzuschlagen. Mit einiger Erfah-
rung ist es nicht schwer, mehrere
Apfel- oder Birnensorten auf je ei-
nen einzigen Baum zu pfropfen.

Noch ein Hinweis für Gartenfreun-
de: Mit Netzschwefel oder „Soprol“
ist dem Mehltau vor allem jetzt leicht
der Garaus zu machen.
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Immer wieder kann man im Spät-
sommer lesen, dass man alle sieben
Jahre mit einem strengen Winter
rechnen könne. Diese Rechnung ist
bisher nicht aufgegangen und wird
wohl auch nicht aufgehen, abgese-
hen von einigen mittelstarken Frös-
ten. Einen strengen Winter hatten
wir erst dieses Jahr 2009/2010. Die
in den vergangenen Jahren regel-
mäßig Anfang Oktober registrierten
Frostnächte, haben sich verscho-
ben. Kapriolen hat das Wetter schon
immer geschlagen, seit Jahrhun-
derten.

Allerdings hat die Menschheit in
den vergangenen Jahrzehnten der-
art Raubbau an der Natur getrie-
ben, dass Klimaverschiebungen
nicht nur voraussehbar, sondern un-
ausweichlich sind. Demzufolge wird
das eine Extrem das andere jagen,
von Trockenheit und Unwetter bis
hin zu Sturmböen und Orkanen. Ei-
nes der Erfordernisse, dies einzu-
dämmen, ist unter anderem die Er-
haltung des Regenwaldes.

Umweltkriminalität bekämpfen

Auf einem anderen Blatt stehen
Maßnahmen, keine Schadstoffe ins
Grundwasser gelangen zu lassen,
die Luft nicht zu verunreinigen, die
Beseitigung von Sonderabfällen
streng zu kontrollieren und zu ver-
hindern, dass die auf dieser Schiene

laufende organisierte Kriminalität
weiter zunimmt. Zur Verhinderung
und Verfolgung dieser Straftaten
haben wir als Polizeibeamt/innen
einen Generalauftrag. Der muss,
nach meiner Meinung, Priorität ha-
ben, da zum Beispiel bei Grundwas-
serverunreinigungen tausende oder
gar Millionen von Menschen ge-
schädigt werden können.

Während immer wieder von
„Umweltsündern“ zu hören ist, sollte
man besser von „Umweltkriminel-
len“ sprechen, da die Natur in der
Regel aus Gewinnsucht zerstört
wird. Gerade jetzt zur Weihnachts-
zeit sollte man darauf aufmerksam
machen.

Und wenn ihr zu dem bevorste-
henden Weihnachtsfest erkennt,
dass ihr mal selbst einen Beitrag für
die Umwelt leisten könnt, egal wie,
dann habt ihr nicht nur ein Kompli-
ment verdient, sondern auch die be-
sten Wünsche auf ein ruhiges Weih-
nachtsfest und einen guten Rutsch
ins neue Jahr. Euer Umweltrolf

Rolf Degenhard, heute Pensionär, in seiner
aktiven Zeit bekannt als „Umweltrolf“. nw

Skat-Turnier 2010 der Kreisgruppe Groß-Gerau
„Rolf Büttner Gedächtnispokal“

Das diesjährige Skat-Turnier fand
wie gewöhnlich in unserer GdP-Ko-
operationsgaststätte „Zur Krone“ in
Rüsselsheim-Königstädten am
5.11.2010 statt. Der Castor Einsatz
konnte unser traditionelles Turnier
nicht gefährden, so dass 14
Skat-Spieler um die tollen Preise
spielten.Der erste Preis war ein
Rundflug über den Rheingau, der
zweite Preis ein Mediamarkt- Gut-
schein in von Höhe von 40,—� und
der dritte Preis eine hochwertige
Teeauslese mit Zubehör. Unter den
Trostpreisen hatten wir verschiede-
ne Tank- und Mediamarkt – Gut-
scheine, diverse Spirituosen und
Kisten Bier, sowie Polizeiteddys und
Ausweismäppchen für die neuen
Dienstausweise.

Ralph Cezanne endlich wieder
auf Erfolgskurs

Der Dauerverlierer oder besser
der Dauer-Gurkenglas-Gewinner,
Ralph Cezanne, besser bekannt als
„Gonzo“ von der PSt. Rüsselsheim
hatte dieses Jahr von Gurken die
Schnauze voll. Er gewann mit 1259

Punkten den ersten Preis! Herzli-
chen Glückwunsch nochmals. Den
zweiten Platz belegte unser Pensio-
närskollege Herbert Witteborg, ge-
folgt von unserem Kollegen Werner
Demel. Werner befindet sich auch
seit diesem Jahr im Ruhestand.

Rolf-Büttner- Gedächtnispokal

Der Sieger gewinnt ebenfalls ei-
nen Wanderpokal. Der Kreisgrup-

penvorstand hat diesen Wanderpo-
kal in Andenken an unseren verstor-
benen Kollegen und Freund Rolf
Büttner nach ihm benannt. Als am
Abend diese Entscheidung offiziell
verkündet wurde, merkte man unter
den Anwesenden viele positive Re-
aktionen. Ein großer Dank geht an
Jürgen Führer der als Bundesskat-
spieler und Bundesskatschiedsrich-
ter die Organisation übernommen
hatte. Antonio Pedron

1. Bis 3. Platz: V.l.n.r. Marius Hilge (Vorstandsmitglied), Herbert Witteborg, , Ralph Cezanne,
Werner Demel, Toni
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